
1 AbgGABGEORDNETENGESETZ

Handbuch LT LSA 8. WP 5. EL 1. Juni 2026

Gesetz über die Rechtsverhältnisse 
der Mitglieder des Landtages von Sachsen-Anhalt 
(Abgeordnetengesetz Sachsen-Anhalt - AbgG LSA)
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Abschnitt I
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag  

 
 § 1 

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag

(1) Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag regeln sich nach den Vorschrif-
ten des Wahlgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt.

(2) (weggefallen)

 
Abschnitt II

Mitgliedschaft im Landtag und Beruf  
 

 § 2 
Schutz der freien Mandatsausübung

(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat im Landtag zu bewerben, 
es anzunehmen oder auszuüben.

(2) Benachteiligungen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung um 
ein Mandat sowie der Annahme und Ausübung eines Mandats sind unzulässig. Es ist 
besonders unzulässig, den Abgeordneten gegen seinen Willen zu beurlauben.

(3) Eine Kündigung oder Entlassung im Zusammenhang mit der Annahme oder Aus-
übung des Mandats ist unzulässig. Eine Kündigung ist im Übrigen nur aus wichtigem 
Grund zulässig. Der Kündigungsschutz beginnt mit der Aufstellung des Bewerbers 
durch das dafür zuständige Organ der Partei oder mit der Einreichung des Wahlvor-
schlags, jedoch frühestens drei Jahre nach Beginn der laufenden Wahlperiode des 
Landtages, im Fall der Auflösung des Landtages vor Ende dieser Frist, frühestens mit 
seiner Auflösung. Er gilt ein Jahr nach Beendigung des Mandats fort.  
 

 § 3 
Wahlvorbereitungsurlaub

Einem Bewerber um einen Sitz im Landtag ist zur Vorbereitung seiner Wahl innerhalb 
der letzten zwei Monate vor dem Wahltag auf Antrag Urlaub bis zu zwei Monaten zu 
gewähren. Ein Anspruch auf Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes besteht für 
die Dauer der Beurlaubung nicht.
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§ 4 
Berufs- und Betriebszeiten

Die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag ist nach Beendigung des Mandats auf die 
Berufs- und Betriebszugehörigkeit anzurechnen. Ansprüche aus betrieblicher oder 
überbetrieblicher Altersversorgung vor Übernahme des Mandats bleiben bestehen.
 

§ 5 
Mitglieder anderer Vertretungen

Die §§ 2 bis 4 gelten auch zugunsten von Mitgliedern anderer Landesparlamente im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes.
 

Abschnitt III
Entschädigung der Abgeordneten und Versorgung

 Titel 1
Entschädigung

 
§ 6 

Entschädigung

(1) Ein Abgeordneter erhält eine monatliche Entschädigung von 5 975,74 Euro. 1)

(2) Als zusätzliche Entschädigung für die Ausübung besonderer parlamentarischer 
Funktionen erhalten 

1. der Präsident				    100 v. H.

2. die Vizepräsidenten		           ein Drittel*)

3. die Fraktionsvorsitzenden		  100 v. H.

4. die parlamentarischen

    Geschäftsführer				      60 v. H.

der Entschädigung nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4.

(2a) Eine zusätzliche Entschädigung nach Absatz 2 darf nur an einen Präsidenten, 
an die Vizepräsidenten sowie je Fraktion an einen Fraktionsvorsitzenden und einen 

1) Zur aktuellen Höhe der Entschädigung siehe Anhang. 
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parlamentarischen Geschäftsführer gezahlt werden. Hat eine Fraktion zwei gleich-
berechtigte Fraktionsvorsitzende, erhalten sie jeweils die Hälfte der zusätzlichen 
Entschädigung nach Absatz 2 Nr. 3.

(2b) Über die in Absatz 2 genannten zusätzlichen Entschädigungen hinausgehende 
Zahlungen für besondere parlamentarische Funktionen aus Mitteln der Fraktionen 
sind unzulässig.

(3) Der Auszahlungsbetrag der Entschädigung nach Absatz 1 und der zusätzlichen 
Entschädigung nach Absatz 2 vermindert sich in Ansehung der zu den Kosten in Pfle-
gefällen nach § 25 gewährten Zuschüsse vom 1. Januar 1995 an um ein Dreihundert
fünfundsechzigstel, es sei denn, dass Beiträge in voller Höhe der Beitragsbemes-
sungsgrenze zur Pflegeversicherung bereits aufgrund einer anderen Rechtsgrundlage 
wegen einer unselbständigen Beschäftigung entrichtet werden.

(4) Die Entschädigung nach Absatz 1 wird jeweils zum 1. Juli eines Jahres, erst-
mals zum 1. Juli 2016, auf der Grundlage der jeweils letzten Festlegung an die 
Entwicklung der Bruttoeinkommen von abhängig Beschäftigten in Sachsen-An-
halt angepasst, die jeweils am Ende des abgelaufenen Kalenderjahres gegenüber 
dem Ende des vorangegangenen Kalenderjahres eingetreten ist. Maßstab für 
die Anpassung ist die Veränderung des Nominallohnindexes für Sachsen-Anhalt.  
Das Statistische Landesamt teilt dem Präsidenten bis zum 30. April eines Jahres die 
prozentuale Veränderung mit. Der sich aus der Veränderung ergebende neue Betrag 
der Entschädigung wird vom Präsidenten als Landtagsdrucksache und im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt bekannt gemacht.

Titel 2
Aufwandsentschädigung

 
§ 7 

Amtsausstattung

(1) Ein Abgeordneter erhält zur Abgeltung der durch das Mandat veranlassten Auf-
wendung eine Amtsausstattung als Aufwandsentschädigung, die Geld- und Sachleis-
tungen umfasst.

(2) Der Abgeordnete hat Anspruch auf einen angemessenen und eingerichteten 
Büroarbeitsplatz in den vom Landtag genutzten Gebäuden. Dasselbe gilt für eine 
Übernachtungsgelegenheit, soweit diese in den vom Landtag genutzten Gebäuden 
vorhanden ist.
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(3) Zur Amtsausstattung gehören auch 

a) die kostenlose Benutzung der durch den Landtag zur Verfügung gestellten Informa-
tions- und Kommunikationseinrichtungen in den vom Landtag genutzten Gebäuden,

b) die Bereitstellung von Informations- und Kommunikationstechnik sowie die Über-
nahme der dadurch entstehenden Kosten in den vom Landtag genutzten Gebäuden,

c) die Bereitstellung von Informations- und Kommunikationstechnik sowie die Über-
nahme der dadurch entstehenden Kosten in den Büros nach § 8 Abs. 3 und

d) die Bereitstellung weiterer Informations- und Kommunikationstechnik sowie die 
Übernahme der dadurch entstehenden Kosten.

(4) Das Nähere zur Amtsausstattung nach Abs. 3 regelt der Präsident im Einvernehmen 
mit dem Ältestenrat in Ausführungsbestimmungen. In diesen sind insbesondere zu 
regeln:

1. für die Informations- und Kommunikationstechnik in den vom Landtag genutzten 
Gebäuden sowie für die weitere Informations- und Kommunikationstechnik:

a) der Umfang einer für alle Abgeordneten einheitlichen Ausstattung,

b) das Verfahren der Beschaffung,

c) die Gewährleistung des laufenden Betriebes und

d) die Überlassung nach dem Ausscheiden aus dem Landtag oder nach einer Neu-
ausstattung;

2. für die Informations- und Kommunikationstechnik in den Büros nach § 8 Abs. 3:

a) das Verfahren der Beschaffung unter folgenden Maßgaben:

aa) bei zentraler Beschaffung ist der Umfang der Ausstattung festzulegen,

bb) bei der Beschaffung durch die Abgeordneten sind die Mindeststandards der Aus-
stattung festzulegen, 

b) die Festsetzung eines erstattungsfähigen Höchstbetrages oder einer Pauschale,

c) die Versicherung und

d) die Überlassung nach dem Ausscheiden aus dem Landtag oder nach einer Neu-
ausstattung.

(5) Zur Amtsausstattung gehört auch die Inanspruchnahme sonstiger vom Landtag 
zur Verfügung gestellter Leistungen.
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 § 8 
Kostenpauschale

(1) Ein Abgeordneter erhält monatlich eine Pauschale in Höhe von 1 800,00 Euro 2)

für allgemeine Kosten, die sich aus seiner Stellung als Abgeordneter ergeben (Kosten- 
pauschale). Ein Abgeordneter, der als Mitglied der Bundesregierung oder einer Lan-
desregierung Amtsbezüge bezieht, erhält 40 v. H. der Kostenpauschale.

(2) Einem Abgeordneten werden auf Antrag die nachgewiesenen monatlichen Auf-
wendungen für bis zu fünf Mitarbeiter und Praktikanten bis zur Höhe des Betrages 
erstattet, der dem Bruttoarbeitsentgelt eines Beschäftigten des Landes in der Ent-
geltgruppe 10 Stufe 6 der Anlage B des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der 
Länder in der jeweils geltenden Fassung entspricht*); erstattet werden auch die daraus 
resultierenden Arbeitgeberanteile und -beitragszuschüsse zur gesetzlichen Sozialver-
sicherung und sonstige Aufwendungen, die auf der Grundlage der tarifrechtlichen Be-
stimmungen für Beschäftigte des Landes gezahlt werden. Der Anspruch entfällt, soweit 
ein Abgeordneter Leistungen Dritter erhält. Ist der Mitarbeiter oder der Praktikant mit 
dem Abgeordneten verheiratet, lebt mit diesem in einer Lebenspartnerschaft oder 
ist mit ihm bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert, 
werden Aufwendungen nicht gezahlt; dies gilt auch, wenn der Mitarbeiter mit einem 
anderen Mitglied des Landtages verheiratet ist, in einer Lebenspartnerschaft lebt oder 
bis zum zweiten Grad verwandt oder bis zum ersten Grad verschwägert ist. 
Satz 3 Halbsatz 2 findet keine Anwendung auf bestehende Vertragsverhältnisse mit 
Mitarbeitern oder Praktikanten, die bis zu zwei Monate über das Ende der achten 
Wahlperiode hinaus bestehen und danach weder verlängert noch durch einen An-
schlussvertrag abgelöst werden.

(3) Ein Abgeordneter erhält in jeder Wahlperiode für die Einrichtung eines angemes-
senen Büros an einem Ort seiner Wahl im Geltungsbereich dieses Gesetzes auf Antrag 
und Nachweis der Aufwendungen einen Zuschuss bis zu 1 500 Euro.

(4) Ein Abgeordneter erhält in jeder Wahlperiode für die Fortbildung seiner Mitarbeiter 
nach Absatz 2 auf Antrag und Nachweis der Aufwendungen insgesamt einen Zuschuss 
bis zu 1 000 Euro. Der Zuschuss für die siebte Wahlperiode beträgt 300 Euro.

(5) Vorsitzende der ständigen Ausschüsse, Vorsitzende der zeitweiligen Ausschüsse 
sowie Vorsitzende der Ausschüsse eigener Art erhalten für die Zeit der Ausübung dieser 
parlamentarischen Funktionen monatlich eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 
500 Euro. Dasselbe gilt für Vorsitzende der Unterausschüsse, wenn der Ältestenrat 
der Zahlung zustimmt.

2) Zur aktuellen Höhe der Entschädigung siehe Anhang.
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(6) Die Kostenpauschale wird jeweils zum 1. Juli eines Jahres, erstmals zum 1. Juli 2016, 
auf der Grundlage der jeweils letzten Festlegung an die allgemeine Preisentwicklung 
in Sachsen-Anhalt angepasst, die jeweils am Ende des abgelaufenen Kalenderjahres 
gegenüber dem Ende des vorangegangenen Kalenderjahres eingetreten ist. Das Statis-
tische Landesamt teilt dem Präsidenten bis zum 30. April eines Jahres die prozentuale 
Veränderung mit. Der sich aus der Veränderung ergebende 
neue Betrag der Kostenpauschale wird vom Präsidenten als Landtagsdrucksache und 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt bekannt gemacht.

§ 9 
Anspruch auf Reisekostenvergütung

(1) Ein Abgeordneter, der im Auftrag des Präsidenten oder im Auftrag eines Aus-
schusses mit vorheriger Zustimmung des Präsidenten in Wahrnehmung des Mandats 
außerhalb seines Wohnortes tätig wird, erhält eine Vergütung der notwendigen Rei-
sekosten. Die Reisekostenvergütung umfasst: 

1. Fahrt- und Flugkostenerstattung,

2. Wegstreckenentschädigung,

3. Tagegeld,

4. Erstattung von Übernachtungskosten und

5. Erstattung sonstiger notwendiger Auslagen.

Reisekostenvergütung erhält ein Abgeordneter auch, der im Auftrag einer Fraktion in 
Wahrnehmung seines Mandats tätig wird; die Fraktionen erhalten dafür im Benehmen 
mit dem Ältestenrat Mittel, die im Haushaltsplan ausgewiesen sind. Fraktionslose Ab-
geordnete werden den fraktionsangehörigen Abgeordneten finanziell gleichgestellt.

(2) Bei Auslandsdienstreisen kann der Präsident in Ausnahmefällen die Erstattung 
nachgewiesener notwendiger Mehrkosten genehmigen.

 § 10 
Höhe der Reisekostenvergütung

(1) Entstandene Fahrtkosten mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln wer-
den bis zur 1. Klasse ersetzt. Abweichend erfolgt die Erstattung von Flugkosten grund-
sätzlich in der niedrigsten Klasse.

(2) Wegstreckenentschädigung für Fahrten mit anderen als den in Absatz 1 genannten 
Beförderungsmitteln wird in Höhe von 0,38 Euro und für Fahrten mit einem Fahrrad 
in Höhe von 0,10 Euro je gefahrenem Kilometer gewährt.
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(3) Die Höhe des Tagesgeldes bemisst sich nach § 4 Abs. 1a des Besoldungs- und 
Versorgungsrechtsergänzungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt.

(4) Für eine notwendige Übernachtung erhalten Abgeordnete Übernachtungskosten 
in Höhe von 20 Euro. Werden höhere Übernachtungskosten nachgewiesen, so sind 
diese zu erstatten.

(5) Sonstige notwendige Auslagen werden gegen Nachweis erstattet.

(6) Das Nähere zu den §§ 9 und 10 regelt der Präsident in Ausführungsbestimmungen.

§ 11 
Übernachtungsgeld

(1) Übernachtet ein Abgeordneter wegen der Teilnahme an Sitzungen des Landta-
ges, des Ältestenrates, eines Ausschusses, einer Fraktion oder eines Gremiums einer 
Fraktion außerhalb seines Wohnortes, wird ein Übernachtungsgeld in Höhe von 20 
Euro je Übernachtung gezahlt. Das Gleiche gilt, wenn ein Abgeordneter in Ausübung 
seines Mandats an einer sonstigen Veranstaltung in den vom Landtag genutzten Ge-
bäuden teilnimmt. Weist ein Abgeordneter höhere Übernachtungskosten nach, so 
sind ihm diese zu erstatten. Der Präsident setzt im Benehmen mit dem Ältestenrat 
einen Höchstbetrag fest.

(2) Anstelle der Zahlung von Übernachtungsgeld nach Absatz 1 werden einem Ab-
geordneten die Kosten für eine nachgewiesene Zweitwohnung am Sitz des Landtages 
auf Antrag monatlich pauschal mit 336 Euro abgegolten.

(3) Steht dem Abgeordneten eine Übernachtungsmöglichkeit im Sinne des § 7 Abs. 2 
Satz 2 in den vom Landtag genutzten Gebäuden zur Verfügung, wird Übernachtungs-
geld nicht gezahlt und werden die Kosten nach Absatz 2 nicht abgegolten.

§ 12 
Freifahrtberechtigung und Kostenerstattung 

für die Teilnahme an Sitzungen

(1) Die Abgeordneten sind berechtigt, die regelmäßig verkehrenden Beförderungs-
mittel bis zur 1. Klasse innerhalb des Landes Sachsen-Anhalt kostenlos zu benutzen. 
Das gilt auch für Reisen zwischen Orten in Sachsen-Anhalt und der Bundeshauptstadt 
sowie dem Sitz der Bundesregierung oder des Bundesrates. Satz 1 findet auch An-
wendung für Fahrten zur Teilnahme an den in Absatz 2 Satz 1 genannten Sitzungen, 
soweit diese außerhalb von Sachsen-Anhalt stattfinden. 

(2) Benutzt ein Abgeordneter für Fahrten zur Teilnahme an Sitzungen des Landtages, 
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des Ältestenrates, eines Ausschusses, einer Fraktion oder eines Gremiums einer 
Fraktion ein Kraftfahrzeug auf seine Kosten, erhält er auf Antrag und Nachweis eine 
Fahrtkostenerstattung für jeden gefahrenen Kilometer der verkehrsüblichen Fahr-
strecke zwischen seiner Wohnung und dem Sitzungsort in Höhe von 0,38 Euro; für 
die Benutzung eines Fahrrades werden 0,10 Euro erstattet. Erstattet werden auch 

sonstige notwendige Auslagen für die Teilnahme an den in § 11 Abs. 1 Satz 1 genann-
ten Sitzungen, die nicht am Sitz des Landtages stattfinden. Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch, wenn ein Abgeordneter an sonstigen Veranstaltungen des Landtages oder eines 
Ausschusses teilnimmt.

(3) Legt ein Abgeordneter eine Strecke teils mit einem Kraftfahrzeug oder Fahrrad auf 
seine Kosten, teils mit einem regelmäßig verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittel 
zurück, so ist die Entschädigung anteilig nach den Absätzen 1 und 2 zu gewähren.

(4) Ein Abgeordneter, dem das Land einen Personenkraftwagen zur ausschließlichen 
Benutzung zur Verfügung stellt, erhält keine Fahrtkostenerstattung nach den Absätzen 
2 und 3.

(5) Findet während der sitzungsfreien Zeit außerplanmäßig eine Sitzung des Landtages, 
des Ältestenrates oder eines Ausschusses statt, werden dem Abgeordneten auf Antrag 
und Nachweis die notwendigen Fahrt- und Flugkosten sowie sonstige notwendige 
Aufwendungen zur Teilnahme an der Sitzung für die Hin- und Rückreise erstattet.

§ 13 
Abgeordnete mit Behinderungen

Der Präsident erlässt für Abgeordnete, die aufgrund ihrer Behinderung nur unter be-
sonders erschwerten Bedingungen das Mandat wahrnehmen können, im Einverneh-
men mit dem Ältestenrat Ausführungsbestimmungen, in denen auch die Erstattung 
der durch Begleitpersonen verursachten Kosten zu regeln ist.
 

§ 14 
(weggefallen)

§ 15 
Wegfall des Anspruchs auf Aufwandsentschädigung

Ein Abgeordneter, der nach Ablauf des 57. Monats einer Wahlperiode in den Landtag 
eintritt, hat keinen Anspruch auf Leistungen nach den §§ 8 bis 13, wenn der Landtag 
seine Tätigkeit bereits abgeschlossen hat.
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Titel 3
Leistungen nach Ausscheiden aus dem Landtag

 
§ 16 

Übergangsgeld

(1) Ein Abgeordneter erhält nach seinem Ausscheiden aus dem Landtag Übergangs-
geld, sofern er dem Landtag mindestens ein Jahr angehört hat. Das Übergangsgeld 
wird in Höhe der zum Zeitpunkt des Ausscheidens maßgeblichen Entschädigung nach 
§ 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 für mindestens drei Monate gewährt. Für jedes 
weitere Jahr der Zugehörigkeit zum Landtag wird das Übergangsgeld für einen weite-
ren Monat, höchstens für zwei Jahre gewährt. Zeiten, für die bereits Übergangsgeld 
gezahlt worden ist, bleiben unberücksichtigt. Bei der Berechnung der Mandatsdauer 
nach Satz 3 wird ein verbleibender Rest von mehr als einem halben Jahr als volles 
Jahr gezählt. Auf Antrag ist das Übergangsgeld zum halben Betrag für den doppelten 
Zeitraum zu zahlen.

(2) Entschädigungen sowie Altersentschädigungen aus der Mitgliedschaft im Europäi-
schen Parlament, dem Deutschen Bundestag oder einem Parlament eines anderen 
Landes werden auf das Übergangsgeld angerechnet. Das gilt auch für Amtsbezüge als 
Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung, für Erwerbseinkommen 
und für Erwerbsersatzeinkommen, Versorgungsbezüge aus einem Amtsverhältnis so-
wie für Versorgungsbezüge aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst und Renten. 
Nicht angerechnet werden Bezüge aus ehrenamtlicher Tätigkeit.

(3) Tritt ein ehemaliger Abgeordneter wieder in den Landtag ein, so ruht bei monat-
licher Zahlung der Anspruch nach Absatz 1. Der Anspruch ruht auch, solange der ehe-
malige Abgeordnete Entschädigung als Abgeordneter des Europäischen Parlaments, 
des Deutschen Bundestages oder des Parlaments eines anderen Landes bezieht.

(4) Stirbt ein ehemaliger Abgeordneter, so werden die Leistungen nach Absatz 1 an 

1. den Ehegatten oder Lebenspartner

und

2. die Abkömmlinge

oder

3. die Hinterbliebenen im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes 

fortgesetzt, wenn Ansprüche auf Hinterbliebenenversorgung nach diesem Gesetz 
nicht entstehen; sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhanden, so ist für die 
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Bestimmung des Zahlungsempfängers die Reihenfolge der Aufzählung in Halbsatz 1 
maßgebend.

(5) Absatz 1 gilt nicht, wenn ein Abgeordneter die Mitgliedschaft aufgrund des § 7 
Abs. 1 Nrn. 1 bis 3, 5 und 7 des Wahlgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt verliert. 
Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn ein Fall des Verlustes der Wählbarkeit nach § 3 
Nr. 2 Wahlgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vorliegt.
 

§ 17 
Anspruch auf Altersentschädigung

(1) Ein ehemaliger Abgeordneter erhält nach seinem Ausscheiden aus dem Land-
tag eine Altersentschädigung, wenn er die Regelaltersgrenze nach § 35 in Verbin-
dung mit § 235 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der ab dem 1. Januar 2008 
geltenden Fassung erreicht und dem Landtag mindestens ein Jahr angehört hat. 
Ab dem elften Jahr und jedem weiteren Jahr der Mitgliedschaft im Landtag entsteht 
der Anspruch auf Altersentschädigung jeweils ein Jahr früher, frühestens jedoch zehn 
Jahre vor Erreichen der Regelaltersgrenze. § 16 Abs. 1 Satz 5 gilt entsprechend.

(2) Ein ehemaliger Abgeordneter, der schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist, erhält auf Antrag Altersentschädigung nach 
Absatz 1, wenn er das 60. Lebensjahr vollendet hat.

(3) Auf Antrag kann die Altersentschädigung vorzeitig ab Vollendung des 63. Lebens-
jahres in Anspruch genommen werden. Die Altersentschädigung vermindert sich in 
diesem Fall um 0,3 vom Hundert für jeden Monat, für den die Altersentschädigung 
vor dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt in Anspruch genommen wird. Anrechnun-
gen nach § 27 Abs. 3 erfolgen bezogen auf den nach Satz 2 verminderten Betrag der 
Altersentschädigung.

§ 18 
Höhe der Altersentschädigung

(1) Die Altersentschädigung beträgt für jedes Jahr der Mitgliedschaft im Landtag 
3 v. H. der Entschädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4, höchstens jedoch 
69 v. H. § 16 Abs. 1 Satz 5 gilt entsprechend.

(2) Für die Zeit der Ausübung besonderer parlamentarischer Funktionen wird für die 
Berechnung der Altersentschädigung nach Absatz 1 die Entschädigung nach § 6 Abs. 
1 und 2 in Verbindung mit Abs. 4 zugrunde gelegt.
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 § 19 
(weggefallen)

§ 20 
Gesundheitsschäden

(1) Hat ein Abgeordneter während seiner Zugehörigkeit zum Landtag Gesundheits-
schäden erlitten, die seine Arbeitskraft dauernd und so wesentlich beeinträchtigen, 
dass er sein Mandat und bei seinem Ausscheiden aus dem Landtag die bei seiner 
Wahl zum Landtag ausgeübte oder eine andere zumutbare Tätigkeit nicht ausüben 
kann, so erhält er unabhängig von den in § 17 vorgesehenen Voraussetzungen eine 
Altersentschädigung, deren Höhe sich nach § 18 Abs. 1 richtet, mindestens jedoch 30 
v. H. der Entschädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4. Ist der Gesundheits-
schaden durch einen Unfall in Ausübung oder in Folge des Mandats eingetreten, so 
erhöht sich die Entschädigung nach Satz 1 um 20 v. H.; der Höchstsatz nach § 18 Abs. 1 
gilt entsprechend.

(2) Erleidet ein ehemaliger Abgeordneter Gesundheitsschäden im Sinne des  
Absatzes 1, so erhält er unabhängig vom Lebensalter die Altersentschädigung in der 
in § 18 Abs. 1 vorgesehenen Höhe.

(3) Der Gesundheitsschaden ist durch das Gutachten einer öffentlich-rechtlichen 
Krankenanstalt nachzuweisen. Das Gutachten wird ersetzt durch den Bescheid über 
Rente wegen Erwerbsminderung oder durch den Bescheid über Dienstunfähigkeit im 
Sinne des Beamtenrechts.

(4) Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 werden nur auf Antrag gewährt. Für zurück-
liegende Zeiten werden diese Leistungen höchstens für drei Monate vor dem Monat 
gewährt, in dem der Antrag beim Präsidenten des Landtages eingegangen ist.

(5) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 erlöschen, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Satz 1 nachträglich entfallen. Zum Nachweis für das Fortbestehen dieser 
Voraussetzungen kann im Abstand von fünf Jahren oder bei konkreten Anhaltspunkten 
jederzeit eine Nachbegutachtung gemäß Absatz 3 verlangt werden.

(6) Erwerbseinkommen, die trotz Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
erzielt wurden, sind auf die Altersentschädigung anzurechnen; nach Antragstellung 
jedoch nur, soweit sie 10 v. H. der Entschädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit 
Abs. 4 übersteigen.
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§ 21 
Versorgungsabfindung

(1) Ein Abgeordneter, der bei seinem Ausscheiden weder eine Anwartschaft noch 
einen Anspruch auf Altersentschädigung nach § 17 oder § 20 erworben hat, erhält 
für die Zeit der Zugehörigkeit zum Landtag auf Antrag eine Versorgungsabfindung. 
Sie wird für jeden angefangenen Monat der Mitgliedschaft im Landtag in Höhe des 
für diesen Monat jeweils geltenden Höchstbeitrages zur allgemeinen Rentenversi-
cherung gezahlt.

(2) Abgeordnete, die die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen, können anstelle 
der Versorgungsabfindung auch beantragen, in sinngemäßer Anwendung der Vor-
schriften des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch über die Nachversicherung für die 
Dauer ihrer Mitgliedschaft im Landtag nachversichert zu werden. § 23 Abs. 8 und 9 
des Abgeordnetengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
1996 (BGBl. I S. 326), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 5. Januar 
2017 (BGBl. I S. 17, 29), gilt entsprechend.

(3) Anstelle der Versorgungsabfindung nach Absatz 1 wird die Zeit der Mitgliedschaft 
im Landtag bei Beamten und Richtern auf Antrag als Dienstzeit im Sinne des Besol-
dungs- und Versorgungsrechts berücksichtigt.

(4) Im Falle des Wiedereintritts in den Landtag beginnen die Fristen für die Mitglied-
schaftsdauer nach § 17 erneut zu laufen, wenn dem Abgeordneten eine Versor-
gungsabfindung nach Absatz 1 gewährt wurde, eine Nachversicherung nach Absatz 2 
erfolgte oder eine Anrechnung der Zeit der früheren Mitgliedschaft als Dienstzeit 
nach Absatz 3 erfolgt ist.
 

§ 22 
Überbrückungsgeld für Hinterbliebene

(1) Stirbt ein Abgeordneter, so erhalten sein überlebender Ehegatte oder Lebenspart-
ner, die leiblichen Abkömmlinge sowie die angenommenen Kinder Überbrückungsgeld 
in Höhe der zweifachen Entschädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4. Der 
Auszahlungsbetrag des Überbrückungsgeldes vermindert sich vom 1. August 2004 
an um 1 050 Euro. An wen die Zahlungen zu leisten sind, bestimmt der Präsident; 
sind mehrere Berechtigte vorhanden, ist das Überbrückungsgeld in der Regel in der 
Reihenfolge der Aufzählung in Satz 1 zu gewähren. Sind Hinterbliebene im Sinne des 
Satzes 1 nicht vorhanden, so wird auf Antrag sonstigen Personen, die die Kosten der 
letzten Krankheit getragen haben, das Überbrückungsgeld bis zur Höhe ihrer Auf-
wendungen gewährt.
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(2) Stirbt ein ehemaliger Abgeordneter in der Zeit, in der ihm Übergangsgeld oder eine 
Altersentschädigung zusteht, so erhalten die Angehörigen im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 Überbrückungsgeld in Höhe des zweifachen Betrages der Altersentschädigung, 
auf die der ehemalige Abgeordnete Anspruch oder eine Anwartschaft hatte. Absatz 1 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Die Hinterbliebenen eines Abgeordneten im Sinne von Absatz 1 Satz 1 erhalten die 
noch nicht abgerechneten Leistungen nach diesem Gesetz, soweit sie im Zeitpunkt 
des Todes fällig waren. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Überbrückungsgelder, die nach beamtenrechtlichen Vorschriften gewährt werden, 
sind anzurechnen.

§ 23 
Hinterbliebenenversorgung

(1) Der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner eines Abgeordneten oder ehema-
ligen Abgeordneten erhält 60 v. H. der nach § 18 berechneten Altersentschädigung, 
auch wenn der Abgeordnete oder ehemalige Abgeordnete im Zeitpunkt des Todes 
die Altersvoraussetzung nach § 17 noch nicht erfüllt hatte.

(2) Hat ein nach Absatz 1 Berechtigter selbst Anspruch auf Entschädigung nach § 6 
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4, wird die Hinterbliebenenversorgung auf die Ent-
schädigung angerechnet.

(3) Die leiblichen und die angenommen Kinder eines verstorbenen Abgeordneten 
oder ehemaligen Abgeordneten erhalten unter der Voraussetzung des Absatzes 1 
Waisengeld. Es beträgt für die Vollwaisen 20 und für die Halbwaisen 13 v. H. der zu-
grunde zu legenden Altersentschädigung.
 

§ 24 
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind für die Versorgung die für 
die Beamten geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwenden.
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Titel 4
Zuschuss zu den Kosten in Krankheitsfällen, Unterstützungen

 
§ 25 

Zuschuss zu den Kosten in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen

(1) Ein Abgeordneter oder Versorgungsempfänger erhält auf Antrag einen Zuschuss 
zu den notwendigen Kosten in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen als Beihilfe in 
sinngemäßer Anwendung der Beihilfevorschriften für Landesbeamte, sofern sich ein 
Anspruch auf Beihilfe nicht aus anderen landes- oder bundesrechtlichen Vorschriften 
ergibt. Der Präsident ist berechtigt, die Bearbeitung  und Festsetzung der Beihilfe 
auf eine Behörde des Landes im Einvernehmen mit der obersten Landesbehörde der 
Behörde, auf welche die Übertragung erfolgen soll, zu übertragen. Macht die Lan-
desregierung von der Möglichkeit der Übertragung der Gewährung von Beihilfen im 
Landesbereich auf eine andere öffentliche Stelle außerhalb der Landesverwaltung nach 
§ 85a des Landesbeamtengesetzes Gebrauch, ist die Landesregierung berechtigt, auch 
die Bearbeitung und Festsetzung der Beihilfe nach Satz 1 auf diese öffentliche Stelle zu 
übertragen, wenn der Präsident der Übertragung seine vorherige Zustimmung erteilt 
hat. Der Termin der Übertragung ist im Ministerialblatt für das Land Sachsen-Anhalt 
zu veröffentlichen. Im Falle einer Übertragung nach Satz 3, findet § 85a Abs. 2 und 3 
des Landesbeamtengesetzes für die Beihilfe nach Satz 1 entsprechende Anwendung.

(2) Ein Abgeordneter kann anstelle des Zuschusses nach Absatz 1 einen Zuschuss zu 
seinen Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen erhalten. Bei einer Mitgliedschaft 
in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung wird

1. der Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen in Höhe des halben aus eige-
nen Mitteln geleisteten Betrages gezahlt, der sich aus der Anwendung des ermäßigten 
Beitragssatzes nach § 243 Satz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zur gesetzlichen 
Krankenversicherung zuzüglich des kassenindividuellen  Zusatzbeitragssatzes nach 
§ 242 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch auf den Zahlbetrag der Entschädigung 
ergibt, sowie

2. der Zuschuss zu den Pfegeversicherungsbeiträgen in Höhe des halben aus eigenen 
Mitteln geleisteten Betrages gezahlt, der sich aus der Anwendung des Beitragssatzes 
zur Pflegeversicherung nach § 55 Abs. 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch auf den 
Zahlbetrag der Entschädigung ergibt.

Bei einer Mitgliedschaft in der privaten Kranken- und Pflegeversicherung wird

1. der Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen in Höhe des halben aus eigenen 
Mitteln geleisteten Betrages gezahlt, der sich aus der Anwendung des ermäßigten 
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Beitragssatzes nach § 243 Satz 3 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zur gesetz-
lichen Krankenversicherung zuzüglich des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes 
nach § 242a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch unter Berücksichtigung der Bei-
tragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung auf den Zahlbetrag 
der Entschädigung ergibt, sowie

2. der Zuschuss zu den Pflegeversicherungsbeiträgen in Höhe des halben aus ei-
genen Mitteln geleisteten Betrages gezahlt, der sich aus der Anwendung des 
Beitragssatzes zur Pflegeversicherung nach § 55 Abs. 1 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf den Zahlbetrag der Entschädigung ergibt.

Der Zuschuss nach Satz 3 ist auf die Hälfte der tatsächlichen Aufwendungen zu be-
grenzen.

(3) Ein Versorgungsempfänger kann anstelle des Zuschusses nach Absatz 1 einen 
Zuschuss zu seinen Krankenversicherungsbeiträgen erhalten. Bei einer Mitglied-
schaft in der gesetzlichen Krankenversicherung wird der Zuschuss zu den Kranken-
versicherungsbeiträgen in Höhe des halben aus eigenen Mitteln geleisteten Bei-
trages gezahlt, der sich aus der Anwendung des allgemeinen Beitragssatzes nach 
§ 241 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zur gesetzlichen Krankenversicherung 
zuzüglich des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes nach § 242 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch auf den Zahlbetrag der Versorgungsbezüge ergibt. Bei einer 
Mitgliedschaft in der privaten Krankenversicherung wird der Zuschuss zu den Kran-
kenversicherungsbeiträgen in Höhe des halben aus eigenen Mitteln geleisteten Be-
trages gezahlt, der sich aus der Anwendung des allgemeinen Beitragssatzes nach 
§ 241 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zur gesetzlichen Krankenversicherung 
zuzüglich des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze der 
gesetzlichen Krankenversicherung auf den Zahlbetrag der Versorgungsbezüge ergibt. 
Der Zuschuss nach Satz 3 ist auf die Hälfte der tatsächlichen Aufwendungen zu be-
grenzen.

(4) Für die Dauer des Bezuges von Übergangsgeld nach § 16 wird ein Zuschuss nach 
Absatz 1 oder ein Zuschuss nach Maßgabe des Absatzes 2 gewährt.

(5) Die Entscheidung darüber, ob der Zuschuss nach Absatz 1 oder bei Abgeordneten 
nach Absatz 2 und bei Versorgungsempfängern nach Absatz 3 in Anspruch genommen 
wird, ist durch den Abgeordneten innerhalb von drei Monaten nach Annahme des 
Mandates, durch den Versorgungsempfänger innerhalb von drei Monaten nach Zustel-
lung des Versorgungsbescheides mitzuteilen. Bei späterer Mitteilung der Entscheidung 
wird der Zuschuss vom Ersten des Monats an geleistet, in dem die Mitteilung erfolgt. 
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An die Entscheidung bleibt der Abgeordnete für die Dauer der Wahlperiode einschließ-
lich der Dauer des Bezuges von Übergangsgeld nach § 16, der Versorgungsempfänger 
für die Dauer des Versorgungsbezuges gebunden. Die Zahlung des Zuschusses nach 
den Absätzen 2 oder 3 erfolgt längstens bis zum Ablauf des Monats, in dem der Be-
rechtigte stirbt. Einen Zuschuss erhält nicht, wer

1. nicht bei einem Kranken- und Pflegeversicherungsunternehmen versichert ist, das 
der deutschen Aufsicht unterliegt, oder

2. nach anderen Rechtsvorschriften einen Zuschuss zu den zu tragenden Beiträgen 
aus den gewährten Leistungen nach diesem Gesetz erhält oder erhalten könnte.

(6) Versorgungsempfänger im Sinne dieser Vorschrift ist ein ehemaliger Abgeordneter, 
der Altersentschädigung bezieht oder dessen Anspruch auf Altersentschädigung ruht, 
weil er Übergangsgeld nach § 16 bezieht, sowie ein Bezieher von Hinterbliebenen-
versorgung.

§ 26 
Unterstützungen

(1) In besonderen wirtschaftlichen Notfällen kann der Präsident auf Antrag

1. Abgeordneten einmalige Unterstützungen und

2. ehemaligen Abgeordneten und deren Hinterbliebenen einmalige Unterstützungen    
    und laufende Unterhaltszuschüsse

gewähren.

(2) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 liegt ein besonderer wirtschaftlicher Notfall insbesonde-
re dann vor, wenn ein Abgeordneter in Ausübung des Mandats einen Schaden erleidet 
und dadurch in eine finanzielle Notlage gerät und kein Anspruch auf Schadensersatz 
gegenüber Dritten besteht oder ein Anspruch gegenüber Dritten nicht durchsetzbar ist.

(3) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 liegt ein besonderer wirtschaftlicher Notfall insbeson-
dere dann vor, wenn der Notfall einen unmittelbaren Zusammenhang zur Ausübung 
des Mandats aufweist und in einem zeitlichen Zusammenhang mit dem Ausscheiden 
aus dem Landtag steht. Leistungen auf dieser Grundlage werden nur nachrangig im 
Verhältnis zu den individuellen Ansprüchen im System der sozialen Sicherung gewährt.

(4) Der Antrag nach Absatz 1 ist zu begründen. Dabei sind alle Tatsachen anzugeben 
und auf Verlangen nachzuweisen, die für die Gewährung der beantragten Leistung 
maßgebend sind. Der Präsident kann Auskunft über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Antragstellers verlangen.
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Titel 5
Anrechnung beim Zusammentreffen mehrerer Bezüge

 
§ 27 

Anrechnung beim Zusammentreffen mehrerer Bezüge

(1) Haben Abgeordnete neben ihrer Entschädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit 
Abs. 4 Anspruch auf

1. Amtsbezüge als Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung,

2. Einkommen aus der Verwendung im öffentlichen Dienst,

3. Versorgungsbezüge aus einem Amtsverhältnis,

4. Versorgungsbezüge aus der Verwendung im öffentlichen Dienst oder

5. Versorgungsbezüge aus der Mitgliedschaft zu einem anderen Parlament,

wird die Entschädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 um 75 v. H., höchstens 
jedoch um 50 v. H. der Amtsbezüge, des Einkommens oder der Versorgungsbezüge 
gekürzt.

(2) Für die Zeit, für die Abgeordnete eine Entschädigung als Mitglied des Europäischen 
Parlaments oder des Deutschen Bundestages erhalten, werden Entschädigungen nach 
den §§ 6 bis 13, mit Ausnahme der Leistungen nach § 8 Abs. 2 und 3, nicht gewährt.

(3) Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen neben

1. Amtsbezügen als Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung,

2. Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen,

3. Versorgungsbezügen aus einem Amtsverhältnis,

4. Versorgungsbezügen aus der Verwendung im öffentlichen Dienst oder

5. der Hinterbliebenenversorgung nach diesem Gesetz

zu 50 v. H. des Betrages, um den sie und die anderen Bezüge die Entschädigung nach 
§ 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 übersteigen. Nach Ablauf des Monats, in dem 
ein ehemaliger Abgeordneter die Regelaltersgrenze erreicht, erfolgt die Anrechnung 
von Erwerbseinkommen im Sinne von Satz 1 Nr. 2 nur noch bei Einkommen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst.

(4) Beziehen ehemalige Abgeordnete Entschädigung als Mitglied des Europäischen 
Parlaments oder des Deutschen Bundestages oder des Parlaments eines anderen 
Landes, ruhen die Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz bis zur Höhe des 
Betrages der Entschädigung, die sie als Abgeordnete des anderen Parlaments erhalten. 
Entsprechendes gilt für die Hinterbliebenen.
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(5) Werden Zeiten als Abgeordneter des Landtages von Sachsen-Anhalt bei der Be-
messung von Versorgungsbezügen als Mitglied eines anderen Parlaments erfasst, 
erhalten ehemalige Abgeordnete keine Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz.

(6) Zeiten, in denen ein Abgeordneter zugleich Mitglied der Bundesregierung oder 
einer Landesregierung war und aufgrund dieses Amtsverhältnisses Versorgungsan-
sprüche erworben hat, werden bei der Berechnung der Höhe der Altersentschädigung 
nach diesem Gesetz nicht berücksichtigt, es sei denn, dass bereits eine vollständige 
Anrechnung auf anderer rechtlicher Grundlage erfolgt. § 16 Abs. 1 Satz 5 gilt ent-
sprechend.

(7) Reisekostenvergütung nach § 9, die Zahlung von Übernachtungsgeld nach § 11 
Abs. 1 Satz 1 und 2, die Erstattung von Übernachtungskosten nach § 11 Abs. 1 Satz 3, 
die Abgeltung der Kosten für eine Zweitwohnung nach § 11 Abs. 2 und die Fahrtkos-
ten nach § 12 sind innerhalb von sechs Monaten nach dem Entstehen des Anspruchs 
geltend zu machen. Die Zuschüsse für die Ausstattung mit Informations- und Kom-
munikationstechnik nach § 7 Abs. 3 Nr. 3, für die Einrichtung eines angemessenen 
Büros nach § 8 Abs. 3 sowie für die Fortbildung der Mitarbeiter nach § 8 Abs. 4 sind 
innerhalb von sechs Monaten nach Rechnungslegung für die zuschussfähige Leistung 
zu beantragen. Die Frist beginnt jeweils am ersten Kalendertag des Monats, der auf 
die Entstehung des Anspruchs oder die Rechnungslegung folgt.

Titel 6
Gemeinsame Vorschriften

 
§ 28 

(aufgehoben) 

§ 29 
Beginn und Ende der Ansprüche, Zahlungsvorschriften

(1) Zahlungen nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 und § 8 Abs. 1 in Verbindung 
mit Abs. 6 werden ab dem Tag geleistet, an dem die Wahl angenommen wurde. 
Zahlungen nach § 6 Abs. 2 und § 8 Abs. 5 erfolgen ab dem Tag des Eintritts in die be-
sondere parlamentarische Funktion. Zahlungen nach § 8 Abs. 2 bis 4, §§ 9, 11, 12, 13, 
25 und 26 werden bei Vorliegen der jeweils geregelten Voraussetzungen ab dem Tag 
der Annahme der Wahl geleistet. Die Leistungen nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit 
Abs.   4, Abs. 2 und den §§ 8, 13 und 25 werden für einen Monat nur einmal gewährt.
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(2) Ausscheidende Abgeordnete erhalten die Leistungen nach § 6 Abs. 1 in Verbindung 
mit Abs. 4, § 8 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 und den §§ 9, 11, 12, 13 und 25 bis zum 
Ende des Monats, in dem die Wahlperiode endet, oder bis zum Ende des Monats, in 
dem Abgeordnete vor der Beendigung der Wahlperiode aus dem Landtag ausschei-
den. Leistungen nach § 8 Abs. 2 werden längstens bis zum Ende des zweiten Monats 
nach dem Monat des Ausscheidens eines Abgeordneten aus dem Landtag gezahlt.

(3) Die Altersentschädigung wird vom Ersten des Monats, in welchem das anspruchs-
begründende Ereignis eintritt, es sei denn, dass für diesen Monat noch Entschädigung 
nach § 6 gezahlt wird, bis zum Ablauf des Monats gewährt, in dem der Berechtigte 
stirbt.

(4) Während der Zeit, für die der Berechtigte Übergangsgeld bezieht, ruht der Anspruch 
auf Altersentschädigung in Höhe des gezahlten Übergangsgeldes. Der Anspruch auf 
Altersentschädigung ruht ferner bei einem späteren Wiedereintritt in den Landtag 
für die Dauer der Mitgliedschaft.

(5) Altersentschädigung nach diesem Gesetz wird nicht gezahlt, wenn der Abgeordnete 
oder der ehemalige Abgeordnete seine Mitgliedschaft im Landtag aufgrund des § 7 
Abs. 1 Nrn. 1 bis 3, 5 und 7 des Wahlgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt verliert. Für 
diese Zeit der Mitgliedschaft im Landtag gilt § 21.

(6) Die Leistungen nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4, Abs. 2, § 8 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Abs. 6, §§ 16, 17, 20, 23 und 25 werden monatlich im Voraus gezahlt. 
Zahlungen nach § 8 Abs. 2, §§ 9, 11, 12, 21, 22 und 26 erfolgen nach Erfüllung der 
Voraussetzungen. Ist nur ein Teil zu leisten, so wird für jeden Kalendertag ein Drei-
ßigstel gezahlt.

(7) Reisekostenvergütung nach § 9, die Zahlung von Übernachtungsgeld nach § 11 
Abs. 1 Satz 1 und 2, die Erstattung von Übernachtungskosten nach § 11 Abs. 1 Satz 3, 
die Abgeltung der Kosten für eine Zweitwohnung nach § 11 Abs. 2 und die Fahrtkos-
ten nach § 12 sind innerhalb von sechs Monaten nach dem Entstehen des Anspruchs 
geltend zu machen. Die Zuschüsse für die Ausstattung mit Informations- und Kom-
munikationstechnik nach § 7 Abs. 3 Nr. 3, für die Einrichtung eines angemessenen 
Büros nach § 8 Abs. 3 sowie für die Fortbildung der Mitarbeiter nach § 8 Abs. 4 sind 
innerhalb von sechs Monaten nach Rechnungslegung für die zuschussfähige Leistung 
zu beantragen. Die Frist beginnt jeweils am ersten Kalendertag des Monats, der auf 
die Entstehung des Anspruchs oder die Rechnungslegung folgt.*)
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§ 30 
Verzicht, Übertragbarkeit und Pfändung

Ein Verzicht auf die Entschädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 sowie 
auf die Aufwandsentschädigung nach den §§ 7 bis 15 ist unzulässig. Die Ansprü-
che nach den §§ 7 bis 15 sind nicht übertragbar. Der Anspruch auf Entschädigung 
nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 und der Anspruch auf Übergangsgeld nach 
§ 16 sind nur bis zur Hälfte übertragbar. Auf diese Hälfte finden die Vorschriften der 
§§ 850 bis 850h und 850k der Zivilprozessordnung Anwendung.

 § 31  
(weggefallen)

 
§ 32 

Begriffsbestimmungen

(1) Eine Verwendung im öffentlichen Dienst ist jede Beschäftigung im Dienst von Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts oder ihrer Verbände; 
ausgenommen ist die Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaf-
ten oder ihren Verbänden. Der Verwendung im öffentlichen Dienst steht gleich die 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung, an der eine Körperschaft oder ein Verband im Sinne des Satzes 1 durch 
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist.

(2) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit einschließlich 
Abfindungen, aus selbständiger Arbeit sowie aus Gewerbebetrieb und aus der Land- 
und Forstwirtschaft.

(3) Erwerbsersatzeinkommen sind Leistungen, die aufgrund oder in entsprechender 
Anwendung öffentlich-rechtlicher Vorschriften kurzfristig erbracht werden, um Er-
werbseinkommen zu ersetzen (§ 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch).

(4) Lebenspartner sind Personen im Sinne von von § 1 Abs. 1 des Lebenspartner-
schaftsgesetzes vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266), zuletzt geändert durch Artikel 
2 Abs. 18 des Gesetzes vom 19. Februar 2007 (BGBl. I S. 122, 142).



24ABGEORDNETENGESETZAbgG

Handbuch LT LSA 8. WP 5. EL 1. Juni 2026

Abschnitt IV
Angehörige des öffentlichen Dienstes im Landtag

Titel 1
Wahlvorbereitungsurlaub

 
§ 33

(weggefallen)

Titel 2
Abgeordnete mit einem mit dem Mandat unvereinbaren Amt

 
§ 34 

Unvereinbare Ämter

Ein Abgeordneter darf nicht tätig sein als

a) Beamter mit Dienstbezügen,

b) Angestellter von juristischen Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der 
Religionsgemeinschaften,

c) Berufsrichter, Berufssoldat oder Soldat auf Zeit,

d) Angestellter oder hauptamtliches Vorstandsmitglied von Kapitalgesellschaften, 
Vereinen, Verbänden oder Stiftungen, wenn zu mehr als 50 v. H. juristische Personen 
nach Buchstabe b Kapitaleigner oder Mitglieder sind, das Stiftungsvermögen bereit-
gestellt haben oder die Aufwendungen tragen.

§ 35 
Ruhen der Rechte und Pflichten aus einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis

(1) Die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis eines in den Landtag gewählten 
Beamten mit Dienstbezügen, dessen Amt nach § 34 mit der Mitgliedschaft im Land-
tag nicht vereinbar ist, ruhen vom Tage der Annahme der Wahl für die Dauer der 
Mitgliedschaft mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbots 
der Annahme von Belohnungen und Geschenken. Die Überprüfung der Einhaltung 
dieser Regelung obliegt der obersten Dienstbehörde, bei mittelbaren Landesbeamten 
der obersten Rechtsaufsichtsbehörde. Der Beamte hat das Recht, seine Amts- oder 
Dienstbezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) zu führen. Bei unfallver-
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letzten Beamten bleiben die Ansprüche auf das Heilverfahren und einen Unfallaus-
gleich unberührt. Satz 1 gilt längstens bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung in den 
Ruhestand.

(2) Für den in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamten gilt Absatz 1 längstens 
bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung in den dauernden Ruhestand sinngemäß.

(3) Einem in den Landtag gewählten Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst ist 
auf seinen Antrag Urlaub ohne Anwärtergrundbetrag zu gewähren. Wird der Beamte 
nach Bestehen der Laufbahnprüfung zum Beamten auf Probe ernannt, so ruhen seine 
Rechte und Pflichten aus diesem Dienstverhältnis nach Absatz 1 vom Tage an, mit 
dem die Ernennung wirksam wird.

§ 36 
Wiederverwendung nach Beendigung des Mandats

(1) Nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ruhen die in dem Dienstverhältnis 
eines Beamten begründeten Rechte und Pflichten für längstens weitere sechs Mona-
te. Der Beamte ist auf seinen Antrag, der binnen drei Monaten seit der Beendigung 
der Mitgliedschaft zu stellen ist, spätestens drei Monate nach Antragstellung wieder 
in das frühere Dienstverhältnis zurückzuführen. Das ihm zu übertragende Amt muss 
derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehören wie das zuletzt bekleidete 
Amt und mit mindestens demselben Endgrundgehalt ausgestattet sein. Vom Tage der 
Antragstellung an erhält er die Dienstbezüge des zuletzt bekleideten Amtes.

(2) Stellt der Beamte nicht binnen drei Monaten seit der Beendigung der Mitglied-
schaft im Landtag einen Antrag nach Absatz 1, so ruhen die in dem Dienstverhältnis 
begründeten Rechte und Pflichten (§ 35 Abs. 1) weiter bis zum Eintritt oder bis zur 
Versetzung in den Ruhestand. Die oberste Dienstbehörde kann den Beamten, wenn 
er dem Landtag mindestens zwei Wahlperioden angehört hat oder bei Beendigung 
der Mitgliedschaft im Landtag nicht bereits in zehn oder weniger Jahren die Alters-
grenze nach § 39 des Landesbeamtengesetzes erreicht, unter Übertragung eines 
Amtes nach Absatz 1 Satz 3 wieder in das frühere Dienstverhältnis zurückführen. 
Lehnt der Beamte die Rückführung ab oder folgt er ihr nicht, so ist er entlassen. Satz 2 
ist nicht anzuwenden, wenn der Beamte während der Dauer seiner Mitgliedschaft 
im Landtag dessen Präsident oder wenn er mindestens vier Jahre Vizepräsident des 
Landtages oder Vorsitzender einer Landtagsfraktion war.
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§ 37 
Dienstzeiten im öffentlichen Dienst

(1) (weggefallen)

(2) Wird ein Beamter nicht nach § 36 in das frühere Dienstverhältnis zurückgeführt, 
so erfolgt für die Zeit nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag bis zum Eintritt 
des Versorgungsfalles kein Aufstieg in den Stufen zur Bemessung des Grundgehalts.

(3) Die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag gilt unbeschadet der Regelung des § 21 
Abs. 3 nicht als Dienstzeit im Sinne des Versorgungsrechts. Das Gleiche gilt für die 
Zeit nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag, wenn der Beamte nicht nach 
§ 36 in das frühere Dienstverhältnis zurückgeführt wird. Satz 2 ist nicht anzuwenden, 
wenn ein Antrag nach § 36 Abs. 1 Satz 2 gestellt wird.

(4) Nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitgliedschaft auf 
laufbahnrechtliche Dienstzeiten anzurechnen.

§ 38 
(weggefallen)

§ 39 
(weggefallen)

§ 40 
Wahlbeamte auf Zeit

(1) Für Wahlbeamte auf Zeit, die ein nach § 34 mit dem Mandat unvereinbares Amt 
innehaben, gelten die nachfolgenden besonderen Vorschriften:

1. Die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis ruhen längstens bis zum Ablauf 
der Amtszeit.

2. Fällt der Ablauf der Amtszeit auf einen Zeitpunkt nach dem Ausscheiden aus dem 
Landtag, gilt die Amtszeit zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Landtag insge-
samt als abgeleistet. Wird in der Zeit zwischen dem Ausscheiden aus dem Landtag 
und dem Ablauf der Amtszeit wieder ein Beamtenverhältnis begründet, so kann die 
Dienstzeit nur einmal berücksichtigt werden.

(2) Für die in den Deutschen Bundestag oder in das Parlament eines anderen Landes 
gewählten Wahlbeamten auf Zeit gelten Absatz 1 und § 34 entsprechend, sofern ihr 
Amt kraft Gesetzes mit dem Mandat unvereinbar ist.
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§ 41 
Andere Angehörige des öffentlichen Dienstes

Die §§ 35 bis 37 gelten sinngemäß für andere Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
die eine nach § 34 mit der Mitgliedschaft im Landtag unvereinbare Tätigkeit aus-
üben. Nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitgliedschaft 
auf Dienst- und Beschäftigungszeiten anzurechnen; im Rahmen einer bestehenden 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung gilt dies nur im Hinblick auf Vor-
schriften, die die Anwartschaft oder den Anspruch dem Grunde nach regeln.

Titel 3

§§ 42 bis 44 
(weggefallen)

Abschnitt V
Unabhängigkeit der Abgeordneten

 
§ 45 

Ausübung des Mandats

(1) Die Ausübung des Mandats steht im Mittelpunkt der Tätigkeit eines Abgeordneten. 
Unbeschadet dieser Verpflichtung bleiben Tätigkeiten beruflicher oder anderer Art 
neben dem Mandat grundsätzlich zulässig.

(1a)Tätigkeiten vor der Übernahme des Mandats und Tätigkeiten neben dem Man-
dat sind nach Maßgabe der Verhaltensregeln anzuzeigen und zu veröffentlichen. Bei 
Tätigkeiten neben dem Mandat, die auf für die Ausübung des Mandats bedeutsame 
Interessenverknüpfungen hinweisen können, sind auch die daraus resultierenden 
Einkünfte anzuzeigen und zu veröffentlichen.

(2) Für die Ausübung des Mandats darf ein Abgeordneter keine anderen als die ge-
setzlich vorgesehenen Zuwendungen oder andere Vermögensvorteile annehmen. 
Unzulässig ist insbesondere die Annahme von Geld oder von geldwerten Zuwendun-
gen, die nur deshalb gewährt werden, weil dafür die Vertretung und Durchsetzung 
der Interessen des Leistenden im Landtag erwartet wird. Unzulässig ist ferner die 
Annahme von Geld oder von geldwerten Zuwendungen, wenn diese Leistung ohne 
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angemessene Gegenleistung des Abgeordneten gewährt wird. Die Sätze 1 bis 3 finden 
keine Anwendung hinsichtlich der Entgegennahme von Spenden.

(3) Nach Absatz 2 unzulässige Zuwendungen oder Vermögensvorteile oder ihr Gegen-
wert sind dem Landeshaushalt zuzuführen. Der Präsident macht den Anspruch durch 
Verwaltungsakt geltend, soweit der Erhalt der Zuwendung oder des Vermögensvor-
teils nicht länger als drei Jahre zurückliegt. Der Anspruch besteht auch bei einem 
Ausscheiden aus dem Landtag fort.

(4) Werden anzeigepflichtige Tätigkeiten oder Einkünfte nicht angezeigt, kann der 
Präsident ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Entschädigung 
festsetzen. Der Präsident macht das Ordnungsgeld durch Verwaltungsakt geltend. § 
30 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(5) Das Nähere wird in den Verhaltensregeln festgelegt.

§ 46 
Verhaltensregeln  

(1) Der Landtag gibt sich Verhaltensregeln.

(2) Die Verhaltensregeln werden als Ausführungsbestimmungen durch den Präsi-
denten im Einvernehmen mit dem Ältestenrat erlassen und müssen Bestimmungen 
enthalten über

1.	 die Pflichten der Abgeordneten zur Anzeige ihres Berufes sowie ihrer wirtschaft-
lichen oder anderen Tätigkeit, die auf für die Ausübung des Mandats bedeutsame 
Interessenverknüpfungen hinweisen können, unterschieden nach Tätigkeiten vor 
und nach der Übernahme des Mandats einschließlich ihrer Änderungen während 
der Ausübung des Mandats;

2.	 die Fälle einer Pflicht zur Anzeige der Art und Höhe der Einkünfte, wenn ein fest-
gelegter Mindestbetrag überstiegen wird;

3.	 die Pflicht zur Rechnungsführung und Anzeige von Spenden, wenn ein festgelegter 
Mindestbetrag überstiegen wird;

4.	 die Unzulässigkeit einer Annahme von Zuwendungen, die der Abgeordnete, ohne 
die danach geschuldeten Dienste zu leisten nur deshalb erhält, weil von ihm im 
Hinblick auf sein Mandat erwartet wird, dass er im Landtag die Interessen des 
Zahlenden vertreten und nach Möglichkeit durchsetzen wird;

5.	 die Veröffentlichung von Angaben;

6.	 das Verfahren sowie die Befugnisse und Pflichten des Präsidenten bei Verstößen 
gegen die Verhaltensregeln.
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Abschnitt Va 
Wahrung des Ansehens des Landes Sachsen-Anhalt,

des Landtages und seiner Mitglieder
 

§ 46a 
Überprüfung der Abgeordneten des Landtages

(1) Abgeordnete können beim Präsidenten des Landtages schriftlich die Überprüfung 
auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der 
Deutschen Demokratischen Republik im Sinne des Stasi-Unterlagen-Gesetzes be-
antragen.

(2) Eine Überprüfung findet ohne Zustimmung eines Abgeordneten statt, wenn konkre-
te Anhaltspunkte für den Verdacht einer Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 vorliegen. 
Die Feststellung darüber trifft der Ausschuss nach Absatz 3.

(3) Der Landtag kann zur Überprüfung der Abgeordneten auf eine Tätigkeit im Sinne 
des Absatzes 1 einen Ausschuss einsetzen. Die Einsetzung des Ausschusses erfolgt 
durch Beschluss des Landtages, der der Zustimmung  der Mehrheit der Mitglieder des 
Landtages bedarf. Der Landtag bestimmt bei der Einsetzung die Zahl der Mitglieder 
des Ausschusses.

(4) Der Landtag wählt die Mitglieder und die gleiche Zahl von stellvertretenden Mit-
gliedern des Ausschusses mit der Mehrheit der Mitglieder des Landtages. Mit der 
gleichen Mehrheit kann der Landtag ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied 
des Ausschusses durch Beschluss abberufen; durch den Landtag ist unverzüglich ein 
neues Mitglied oder ein neues stellvertretendes Mitglied zu wählen.

(5) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied aus dem Landtag oder 
seiner Fraktion aus, so verliert es seine Mitgliedschaft im Ausschuss; durch den Land-
tag ist unverzüglich ein neues Mitglied oder ein neues stellvertretendes Mitglied zu 
wählen. Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied aus 
dem Ausschuss ausscheidet.

(6) Der Ausschuss legt seiner Überprüfung grundsätzlich Urkunden oder schriftliche 
Mitteilungen über den Inhalt von Urkunden zugrunde. Er stützt sich für seine Feststel-
lungen und Bewertungen regelmäßig auf die Aktenlage, wie sie sich ihm insbesondere 
aufgrund der Mitteilungen des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der Deutschen Demokratischen Republik darstellt. Der Ausschuss 
kann weitere Unterlagen hinzuziehen oder ihm zugänglich gemachte Unterlagen 
verwerten. Der Ausschuss kann Auskunftspersonen nach Maßgabe der Geschäfts-
ordnung nach Absatz 8 anhören.
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(7) Ist aufgrund der Überprüfung als erwiesen anzusehen, dass ein Abgeordneter 
hauptamtlich oder inoffiziell für den Staatssicherheitsdienst der Deutschen Demokra-
tischen Republik tätig war, so werden die wesentlichen tatsächlichen Feststellungen 
und die darauf gestützten Bewertungen des Ausschusses nach Absatz 3 als Druck-
sache veröffentlicht.

(8) Der Landtag legt das weitere Verfahren des Ausschusses in einer Geschäftsord-
nung fest.

Abschnitt VI
Datenschutz, Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 46b 
Datenschutz

Der Präsident darf personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies für die Ge-
währung von Leistungen und die Erfüllung von Verpflichtungen nach diesem Gesetz 
erforderlich ist.

§ 47 
Übergangsvorschriften

(1) Für Abgeordnete, die dem Landtag in einer oder mehreren der ersten drei Wahl-
perioden, und für Abgeordnete, die dem Landtag in einer oder mehreren der ersten 
drei Wahlperioden und der vierten Wahlperiode angehörten, sowie für deren Hinter-
bliebene gelten die Regelungen der §§ 17 bis 21 und 23 in der bis zum In-Kraft-Tre-
ten des Achten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt 
geltenden Fassung mit der Maßgabe fort, dass an die Stelle der Entschädigung nach 
§ 6 Abs. 1 ein fiktiver Bemessungsbetrag in Höhe von 3 579 Euro tritt. Dieser Betrag 
wird nach dem In-Kraft-Treten des Achten Gesetzes zur Änderung des Abgeordneten-
gesetzes Sachsen-Anhalt jeweils zum 1. Juli um den von der Bundesregierung für die 
neuen Bundesländer ermittelten Rentenanpassungssatz in der gesetzlichen Renten-
versicherung verändert.

(2) Mit Beginn der fünften Wahlperiode des Landtages gelten die Versorgungsregelun-
gen des Achten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt für 
alle Abgeordneten, unabhängig davon, ob sie bereits vorher in einer oder mehreren 
Wahlperioden Mitglied des Landtages waren. Die innerhalb der ersten vier Wahlpe-
rioden erworbenen Versorgungsansprüche bzw. Versorgungsanwartschaften bleiben 
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der Höhe nach erhalten, werden jedoch so lange nicht verändert, bis ein nach den ab 
dem In-Kraft-Treten des Achten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
geltenden Versorgungsregelungen höherer Anspruch im Einzelfall erworben wird.

(3) Für Abgeordnete, die Ansprüche oder Anwartschaften auf Versorgungsbezüge aus 
einem Ministeramt oder Versorgungsbezüge aus der Mitgliedschaft zu einem anderen 
Parlament erworben haben oder bis zum Ende der dritten Wahlperiode erwerben, 
sind die Anrechnungsvorschriften für diese Bezüge in der bis zum In-Kraft-Treten des 
Achten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt geltenden 
Fassung anzuwenden.

(4) Für ehemalige Abgeordnete mit Anspruch auf Altersentschädigung, die dem Land-
tag in einer oder in mehreren der ersten drei Wahlperioden angehörten, sind im 
Falle des Zusammentreffens mit Bezügen im Sinne des § 27 Abs. 3 die Anrechnungs-
vorschriften für diese Bezüge in der bis zum In-Kraft-Treten des Achten Gesetzes zur 
Änderung des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt geltenden Fassung anzuwenden. 

(5) § 25 Abs. 1 a in Verbindung mit § 3 Abs. 8 bis 10 des Besoldungs- und Versor-
gungsrechtsergänzungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der bis zum 31. De-
zember 2016 geltenden Fassung findet auf Zuschüsse zu Kosten nach § 25 Abs. 1, 
die bis zum 31. Dezember 2016 entstanden sind, weiterhin Anwendung.

§ 47a 
Übergangsvorschrift zur Altersentschädigung

Bei Berechnung der Zeit der Zugehörigkeit zum Landtag nach § 17 in der bis zum In-
Kraft-Treten des Achten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes Sachsen-
Anhalt geltenden Fassung zählt für Abgeordnete, die dem Landtag nur in der ersten 
Wahlperiode angehörten, die Zeit der Zugehörigkeit doppelt. Zur Erreichung des 
Erfordernisses einer sechsjährigen Zugehörigkeit wird auch dann die Zeit der Zuge-
hörigkeit zum Landtag der ersten Wahlperiode verdoppelt, wenn der Abgeordnete 
in einer weiteren Wahlperiode aus dem Landtag ausscheidet, ohne das Erfordernis 
einer sechsjährigen Zugehörigkeit erfüllt zu haben.

§ 47b 
Übergangsvorschriften zum Zwölften Gesetz 

zur Änderung des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt

Für Abgeordnete, die dem Landtag in mindestens einer vierjährigen Wahlperiode 
angehörten, ist § 17 Satz 2 hinsichtlich der frühestmöglichen Inanspruchnahme der 
Altersentschädigung in der bis zum Inkrafttreten des Zwölften Gesetzes zur Änderung 
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des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt geltenden Fassung anzuwenden, unabhän-
gig davon, ob sie auch Mitglied des Landtages in fünfjährigen Wahlperioden waren. 

§ 47c
Übergangsvorschrift zu Artikel 3 des Gesetzes

zur Parlamentsreform 2020

Für Abgeordnete, die Mitglied des Landtages in der vierten bis siebten Wahlperiode 
waren und spätestens am Tag des Zusammentritts des Landtages der achten Wahl-
periode aus dem Landtag ausgeschieden sind, sind § 17 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 und 2 
in der bis zum Tag der Wahl zum Landtag der achten Wahlperiode geltenden Fassung 
anzuwenden. § 47b bleibt unberührt.

§ 48 
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in weiblicher 
und männlicher Form.
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Ausführungsbestimmungen
zur Bereitstellung von Informations- und Kommunikationstechnik

in der achten Wahlperiode

Aufgrund des § 7 Abs. 4 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juni 2002 (GVBl. LSA S. 271), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 8. März 2021 (GVBl. LSA S. 93), werden im Benehmen mit dem Ältesten-
rat folgende Ausführungsbestimmungen erlassen:

I. 
Amtsausstattung für das Büro nach § 8 Abs. 3 AbgG LSA (Wahlkreisbüro)

1. Ausstattung

Mit Beginn der achten Wahlperiode kann für das Wahlkreisbüro eine Ausstattung mit 
Informations- und Kommunikationstechnik (IT-Ausstattung) erfolgen. 

Die IT-Ausstattung kann den individuellen Anforderungen des Abgeordneten ent-
sprechend gestaltet werden.

Mit Blick auf die mögliche Nutzung von zentral durch die Landtagsverwaltung zur 
Verfügung gestellten IT-Diensten wird die Berücksichtigung folgender Erfordernisse 
empfohlen:

a) Verwendung eines Nutzerzertifikates zur Authentifizierung an den IT-Systemen 
    der Landtagsverwaltung und

b) Unterstützung der verwendeten Informationstechnik.

Für die achte Wahlperiode ist eine Kaufpreisobergrenze von 1 800 Euro einschließ-
lich Mehrwertsteuer festgelegt. Mehrkosten sind durch die Abgeordneten zu tragen. 
Aufwendungen für Verbrauchsmaterialien und Kommunikationsverbindungen sind 
nicht Bestandteil einer erstattungsfähigen Ausstattung.
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2. Beschaffung 

Die Beschaffung der IT-Ausstattung erfolgt dezentral durch die Abgeordneten bei 
einem Vertragspartner unter Berücksichtigung der Kaufpreisobergrenze. Bei Über-
schreitung der Kaufpreisobergrenze trägt der Abgeordnete die übersteigenden Kosten; 
das Eigentumsrecht des Landtages bleibt davon unberührt.

Der beauftragte Fachhändler liefert die IT-Ausstattung in das Wahlkreisbüro, versetzt 
das System in einen vollständig betriebsbereiten Zustand und migriert ggf. vorhandene 
Datenbestände des Abgeordneten. Der Fachhändler erbringt auch ggf. erforderlichen 
Vor-Ort-Support.

Nach Vorlage der Rechnung einschließlich des Lieferscheins wird der Kaufpreis maximal 
bis zur Kaufpreisobergrenze durch die Landtagsverwaltung erstattet.

3. Eigentum 

Die für das Wahlkreisbüro beschaffte IT-Ausstattung bleibt Eigentum des Landtages. 
Gleiches gilt hinsichtlich beschaffter Software-Lizenzrechte.

4. Nutzungsrechte

Die IT-Ausstattung darf ausschließlich für die Ausübung des Mandats verwendet wer-
den. Die Gebrauchsüberlassung an Dritte ist nur im Rahmen dieser Zweckbestimmung 
zulässig. Die Abgeordneten sind für eine bestimmungsgemäße Nutzung verantwortlich.

5. Garantie, Reparatur

Im Rahmen der gesetzlich geregelten Frist erfolgen Garantieleistungen durch den 
Vertragspartner vor Ort.
 
Nach Ablauf der Gewährleistung können Abgeordnete nach Bestätigung eines ent-
sprechenden Kostenvoranschlages durch die Landtagsverwaltung notwendige Repa-
raturen bei einem Fachhändler oder Dienstleistungsunternehmen ihres Vertrauens 
veranlassen. Reparaturen bis zu einem Wert von 100 Euro inklusive Mehrwertsteuer 
bedürfen keiner Bestätigung durch die Landtagsverwaltung. Entstandene Kosten 
werden den Abgeordneten durch die Landtagsverwaltung erstattet.
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6. Veränderungen

Veränderungen an der IT-Ausstattung bedürfen einer ausdrücklichen Zustimmung 
der Landtagsverwaltung. Etwaige Kosten werden durch die Landtagsverwaltung nicht 
erstattet. Das Eigentumsrecht des Landtages bleibt unberührt.

7. Haftung

Für Bedienfehler, Beschädigung, Abhandenkommen oder zweckwidrigen Gebrauch 
haften die Abgeordneten. Gleiches gilt für den Befall mit Schadsoftware. Darüber 
hinaus wird empfohlen, die IT-Ausstattung mittels einer geeigneten Versicherung zu 
schützen.

8. Beendigung des Mandats

Die im Wahlkreisbüro vorhandene IT-Ausstattung aus der Beschaffung zu Beginn der 
achten Wahlperiode ist zu deren Ende als technisch und moralisch verschlissen an-
zusehen. Sie kann zur ordnungsgemäßen Entsorgung zurückgegeben werden. Eine 
Rückgabe ist mit dem verantwortlichen Referat der Landtagsverwaltung abzustimmen. 
Der Transport erfolgt auf Kosten und Gefahr der Abgeordneten. Datenbestände der 
Abgeordneten sind vor Rückgabe zu löschen.

Alternativ kann der Abgeordnete die Bereitschaft zur Übernahme der technisch und 
moralisch verschlissenen IT-Ausstattung erklären. Übernimmt der Abgeordnete die 
IT-Ausstattung, hat er die Übernahme der Lasten und Pflichten einschließlich der Ver-
pflichtung, für eine spätere ordnungsgemäße Entsorgung Sorge zu tragen, schriftlich 
zu erklären.

Soll die IT-Ausstattung über die Wahlperiode hinaus als zusätzliche Ausstattung im 
Wahlkreisbüro weiter genutzt werden, kann die Rückgabe bzw. die Entsorgung zu 
einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 

Geräte, die während der Wahlperiode zu ersetzen waren und für deren Ersatz die 
Landtagsverwaltung die Kosten getragen hat, können nebst Lasten und Pflichten durch 
den Abgeordneten zum Zeitwert übernommen werden. Gleiches gilt für den Fall der 
Beendigung des Mandats als auch im Fall der vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode 
sowie einer Mandatsaufnahme im Verlauf der achten Wahlperiode. Die Ermittlung 
des Zeitwertes erfolgt durch das verantwortliche Referat der Landtagsverwaltung.
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II. 
Amtsausstattung in den vom

Landtag genutzten Gebäuden (Landtagsbüro)

1. Ausstattung

Zu Beginn der achten Wahlperiode erhalten alle Abgeordnete für ihr Landtagsbüro eine 
Ausstattung mit folgender Informations- und Kommunikationstechnik (IT-Ausstattung):

a) Notebookgerät nebst Zubehör,
b) Tablet Apple iPad,
c) Mobilfunkvertrag LTE,
d) Signaturzertifikat und
e) Lizenzen.

2. Eigentum 

Die IT-Ausstattung des Landtagsbüros bleibt Eigentum des Landtages. Gleiches gilt 
hinsichtlich der Lizenzrechte für beschaffte Softwarekomponenten.

3. Nutzungsrechte 

Die IT-Ausstattung darf ausschließlich für die Ausübung des Mandats verwendet wer-
den. Die Gebrauchsüberlassung an Dritte ist nur im Rahmen dieser Zweckbestimmung 
zulässig. Die Abgeordneten sind für eine bestimmungsgemäße Nutzung verantwortlich.

4. Garantie, Reparatur 

Für die Dauer der achten Wahlperiode trägt die Landtagsverwaltung für die Einsatz-
fähigkeit der IT-Ausstattung Sorge.

5. Veränderungen 

Veränderungen an der IT-Ausstattung bedürfen ausdrücklich einer Zustimmung der 
Landtagsverwaltung. Entsprechende Maßnahmen sind ausschließlich durch verant-
wortliche Mitarbeiter der Landtagsverwaltung durchzuführen.
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6. Haftung 

Für Bedienfehler, Beschädigung, Abhandenkommen oder zweckwidrigen Gebrauch 
haften die Abgeordneten. Gleiches gilt für die Kompromittierung mit Schadsoftware. 
Darüber hinaus wird empfohlen, die IT-Ausstattung mittels einer durch die Landtags-
verwaltung angebotenen Gruppenversicherung, welcher die Abgeordneten auf eigene 
Kosten beitreten können, zu schützen.

7. Beendigung des Mandats 

Die IT-Ausstattung des Landtagbüros ist bei Beendigung des Mandats an den Land-
tag zurückzugeben oder kann gegen Erstattung des Zeitwertes vom Abgeordneten 
angekauft werden. Die Ermittlung des Zeitwertes erfolgt durch das verantwortliche 
Referat der Landtagsverwaltung. 

III.
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesen Ausführungsbestimmungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

IV. 
Geltungsdauer

Diese Ausführungsbestimmungen treten mit Beginn der achten Wahlperiode in Kraft. 
Sie gelten für die Dauer der achten Wahlperiode.

Magdeburg, den 7. Oktober 2021

Dr. Gunnar Schellenberger
Der Präsident des Landtages von Sachsen-Anhalt
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Ausführungsbestimmungen zur Reisekostenerstattung 

Vom 25. Januar 2008 (GVBl. LSA S. 74), geändert durch Artikel 11 des Gesetzes zur 
Parlamentsreform 2020 vom 20. März 2020 (GVBl. LSA S. 64, 78).

Aufgrund des § 10 Abs. 6 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juni 2002 (GVBl. LSA S. 271), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25. Juli 2007 (GVBl. LSA S. 234), werden folgende Ausführungsbestim-
mungen erlassen:

1. Im Sinne dieser Vorschrift sind Kosten für Reisen in Wahrnehmung des Mandates 
erstattungsfähig, die im Auftrag

a) des Präsidenten,

b) eines Ausschusses oder 

c) einer Fraktion

durchgeführt werden. Dabei ist für Reisen im Auftrag einer Fraktion ein im Haushalts-
plan festgelegter Höchstbetrag maßgebend. Anspruch auf Kostenerstattung besteht 
nur, wenn der Reise vor Beginn zugestimmt worden ist. Die Zustimmung dafür liegt 
bei Reisen entsprechend Satz 1 Buchst. a und b beim Präsidenten des Landtages, im 
Übrigen bei den Fraktionen. Bei Anträgen zur Zustimmung für Reisen im Auftrag eines 
Ausschusses ist auf diesem vom Ausschussvorsitzenden zu bestätigen, dass das Ein-
vernehmen mit dem Ausschuss hergestellt worden ist.

2. Der im Haushaltsplan ausgewiesene Höchstbetrag der Mittel für Reisen im Frak-
tionsauftrage wird den Fraktionen jährlich als Festbetrag (Sockel) aus einem Drittel 
sowie aus einem nach der Zahl der Fraktionsmitglieder bemessenen Zusatzbetrag 
aus zwei Dritteln der dafür vorgesehenen jährlichen Mittel zur Verfügung gestellt. Für 
fraktionslose Abgeordnete, die bei der Verteilung der Mittel anteilig zu berücksichtigen 
sind, gilt die Zusage der Kostenerstattung für Reisen in Wahrnehmung des Mandates 
im Rahmen des sich für sie ergebenden anteiligen Betrages als erteilt.

3. Bei der Durchführung aller Reisen in Wahrnehmung des Mandates sind die Grundsät-
ze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechend der Landeshaushaltsordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt zu berücksichtigen. Taxikosten sind bei Vorliegen wichtiger 
Gründe erstattungsfähig. Die Gründe müssen in der Abrechnung aufgeführt werden.
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4. Nummer 3 gilt für die Genehmigung und Durchführung von Reisen im Fraktions-
auftrag durch die Fraktion und für Reisen fraktionsloser Abgeordneter sinngemäß.

5. Die Abrechnung der Reisekosten wird durch die Landtagsverwaltung vorgenommen.

6. Die Ausführungsbestimmungen treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleich-
zeitig treten die Ausführungsbestimmungen zur Reisekostenerstattung vom 13. Juni 
2003 außer Kraft.

Magdeburg, den 25. Januar 2008

Steinecke 
Der Präsident des Landtages von Sachsen-Anhalt
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Ausführungsbestimmungen für Abgeordnete mit Behinderungen

Aufgrund des § 13 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juni 2002 (GVBl. LSA S. 270) werden im Einvernehmen mit 
dem Ältestenrat folgende Ausführungsbestimmungen erlassen:

Gemäß Artikel 56 Abs. 5 der Landesverfassung haben die Mitglieder des Landtages 
außer dem Anspruch auf eine angemessene, ihre Unabhängigkeit sichernde Entschä-
digung auch Anspruch auf die zur wirksamen Amtsausübung erforderlichen Mittel. 
In § 7 Abgeordnetengesetz Sachsen-Anhalt (AbgG LSA) wird dazu konkretisiert, dass 
ein Abgeordneter zur Abgeltung der durch das Mandat veranlassten Aufwendungen 
eine Amtsausstattung erhält, die Geld- und Sachleistungen umfasst.
Während die Sachausstattung im Landtagsgebäude den Belangen behinderter Ab-
geordneter Rechnung trägt, ist davon auszugehen, dass behinderte Abgeordnete in 
der Ausübung ihres Mandates höhere Aufwendungen haben, als durch die Kosten-
pauschale gemäß § 8 AbgG LSA allgemein bereits abgegolten ist. Auf der Grundlage 
des § 13 AbgG LSA sind besondere Regelungen vorzusehen. Je nach dem Grad der 
Behinderung und der Erforderlichkeit der zur wirksamen Amtsausübung benötigten 
personellen und technischen Unterstützung sind auf Antrag erstattungsfähig:

1. Zusätzliche Kosten bis zur Höhe von 1.278 EUR für die behindertengerechte Her-
richtung oder Erstausstattung des Wahlkreisbüros, soweit der Zuschuss von 1.534 
EUR, der auf der Grundlage gemäß § 8 Abs. 3 AbgG LSA gewährt wird, dafür nicht 
ausreicht.

2. Die Aufwendungen für eine Begleitperson, die im Bedarfsfall auch das privat-
eigene oder gleichgestellte Kraftfahrzeug des Abgeordneten bei mandatsbedingten 
Fahrten steuert. Je nach individueller Erforderlichkeit einer zeitlich begrenzten oder 
dauernden Unterstützung der Abgeordnetentätigkeit werden die Aufwendungen für 
die Begleitperson mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von bis zu 
40 Stunden ersetzt. Der Präsident des Landtages entscheidet im Einvernehmen mit 
den Vizepräsidenten im Einzelfall über die zu berücksichtigende Arbeitszeit der Be-
gleitperson. Die Höhe der Vergütung richtet sich, bezogen auf die insofern festgelegte 
Wochenstundenzahl, nach den Bestimmungen des § 8 Abs. 2 AbgG LSA.
Anstelle der Aufwendungen für eine Begleitperson sind die nachgewiesenen Kosten 
der notwendigen Taxibenutzung, monatlich bis zu dem Betrag erstattungsfähig, der 
der Höhe der Bruttovergütung, die die Begleitperson nach der vorstehenden Regelung 
monatlich erhalten würde, entspricht. 
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3. Die notwendigen Übernachtungskosten der Begleitperson

a) bei Sitzungen des Landtages und seiner Gremien (§ 11 Abs. 1 AbgG LSA), sofern 
am Sitz des Landtages eine Übernachtungsgelegenheit nicht zur Verfügung steht und

b) bei Reisen in Wahrnehmung des Mandates (§ 9 Abs. 1 AbgG LSA).

Als Maßstab für die tatbestandsmäßige Anerkennung besonders erschwerter Bedin-
gungen im Sinne des § 13 AbgG LSA gelten grundsätzlich die Feststellungen, gesund-
heitlichen Merkmale und weitere Merkzeichen des Schwerbehindertenausweises 
gemäß der Ausweisverordnung zum Schwerbehindertengesetz. 

Die Ausführungsbestimmungen treten mit Wirkung des Beginns der vierten Wahl-
periode in Kraft. Gleichzeitig treten die Ausführungsbestimmungen vom 15. Juli 1998 
außer Kraft.

Magdeburg, den 13. Juni 2003

Prof. Dr. Spotka 
Der Präsident des Landtages von Sachsen-Anhalt
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Verhaltensregeln für Mitglieder des Landtages von Sachsen-Anhalt

Vom 5. Dezember 2014 (GVBl. LSA S. 494, 500), geändert durch Artikel des Geset-
zes zur Parlamentsreform 2020 vom 20. März 2020 (GVBl. LSA S. 64, 78).

Aufgrund des § 45 Abs. 5 und des § 46 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-An-
halt in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juni 2002 (GVBl. LSA S. 270), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 und 3 des Gesetzes zur Parlamentsreform 2014, werden im 
Einvernehmen mit dem Ältestenrat folgende Ausführungsbestimmungen erlassen:

§ 1
Anzeige von Tätigkeiten vor Übernahme des Mandats

(1) Ein Mitglied des Landtages ist verpflichtet, dem Präsidenten aus der Zeit vor seiner 
Mitgliedschaft im Landtag schriftlich anzuzeigen:

1.	 die zuletzt ausgeübte Berufstätigkeit;

2.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beira-
tes oder eines sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer anderen 
Rechtsform betriebenen Unternehmens;

3.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Bei-
rates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts.

(2) Tätigkeiten, die bei Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag seit mindestens zwei 
Jahren nicht mehr ausgeübt werden, bleiben bei der Anzeigepflicht unberücksichtigt.

(3) Bei der Anzeige der vor der Mitgliedschaft im Landtag ausgeübten Berufstätigkeit 
sind bei unselbstständigen Tätigkeiten Angaben über Name und Sitz des Arbeitge-
bers sowie über die Art der Tätigkeit zu machen, bei selbstständigen Tätigkeiten als 
Gewerbetreibender sind die Art des Gewerbes sowie Name und Sitz der Firma, bei 
freien Berufen und sonstigen selbstständigen Berufen die genaue Bezeichnung des 
Berufs sowie Ort oder Sitz der Berufsausübung mitzuteilen.

(4) Bei der Anzeige der vor der Mitgliedschaft im Landtag ausgeübten Tätigkeiten nach 
Absatz 1 Nrn. 2 und 3 sind die Art der Tätigkeit sowie Name und Sitz des Vertrags-
partners, des Unternehmens oder der Organisation mitzuteilen.
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§ 2
Anzeige von Tätigkeiten und Verträgen während der Mitgliedschaft im Landtag

(1) Ein Mitglied des Landtages ist verpflichtet, dem Präsidenten schriftlich die folgen-
den Tätigkeiten und Verträge, die während der Mitgliedschaft im Landtag ausgeübt 
oder aufgenommen werden oder wirksam sind, anzuzeigen:

1.	 entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat, die selbstständig oder im Rahmen 
eines Anstellungsverhältnisses ausgeübt werden, insbesondere die Fortsetzung 
einer vor der Mitgliedschaft im Landtag ausgeübten Berufstätigkeit sowie Bera-
tungs-, Vertretungs-, Gutachter-, publizistische und Vortragstätigkeiten;

2.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Bei-
rates oder sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer anderen 
Rechtsform betriebenen Unternehmens;

3.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Bei-
rates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts;

4.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes oder eines sonstigen leitenden oder be-
ratenden Gremiums eines Vereins, Verbandes oder einer ähnlichen Organisation 
sowie einer Stiftung des privaten Rechts;

5.	 das Bestehen oder der Abschluss von Vereinbarungen, wonach dem Mitglied des 
Landtages während oder nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag  bestimm-
te Tätigkeiten übertragen oder Vermögensvorteile zugewendet  werden sollen;

6.	 Ausübung von Mandaten in Gebietskörperschaften;

7.	 Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften, wenn dadurch ein wesent-
licher wirtschaftlicher Einfluss auf ein Unternehmen begründet wird, was der Fall 
ist, wenn dem Mitglied des Landtages mehr als 25 v. H. der Stimmrechte zustehen.

(2) Bei der Anzeige von Tätigkeiten nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 4 sind die Art der Tätigkeit 
sowie Name und Sitz des Vertragspartners, des Unternehmens oder der Organisa-
tion mitzuteilen. Bei Vortragstätigkeiten ist außerdem die Veranstaltung, auf der der 
Vortrag gehalten wurde, anzugeben, ferner Name und Sitz des Veranstalters, soweit 
er nicht mit dem Vertragspartner identisch ist. Vertragspartner von Freiberuflern 
und Selbstständigen sind nur anzuzeigen, soweit die Bruttoeinkünfte aus einer oder 
mehreren Vertragsbeziehungen mit diesem Vertragspartner im Monat den Betrag 
von 500 Euro oder im Jahr den Betrag von 6 000 Euro übersteigen.

(3) Übt ein Mitglied des Landtages als Gesellschafter eine entgeltliche Tätigkeit nach 
Absatz 1 Nr. 1 aufgrund eines von der Gesellschaft mit einem Dritten geschlossenen 
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Vertrages aus, so sind die Art der Tätigkeit, der Name und Sitz der Gesellschaft und 
der Vertragspartner mit Namen und Sitz anzuzeigen, wenn im Einzelfall das Mitglied 
des Landtages bei der Vertragserfüllung persönlich mitwirkt.

(4) Die Verwaltung eigenen Vermögens ist keine Berufstätigkeit oder entgeltliche 
Tätigkeit im Sinne der Verhaltensregeln.

(5) Funktionen in Parteien sind nur anzeigepflichtig, wenn sie entgeltlich ausgeübt 
werden.

(6) Bei der Anzeige von Vereinbarungen nach Absatz 1 Nr. 5 ist der wesentliche Inhalt 
der Vereinbarungen mitzuteilen.

(7) Bei einer Tätigkeit als Rechtsanwalt ist zusätzlich

1.	 eine gerichtliche oder außergerichtliche Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land oder des Landes Sachsen-Anhalt gegen Entgelt oder

2.	 eines gerichtliche oder außergerichtliche Vertretung fremder Angelegenheiten 
gegen die Bundesrepublik Deutschland oder das Land Sachsen-Anhalt gegen 
Entgelt 

anzuzeigen, es sei denn, dass die Vertretung nicht persönlich übernommen wird oder 
das Honorar den Betrag von 500 Euro nicht übersteigt.

(8) Im Falle bestehender Zeugnisverweigerungsrechte oder bei Verschwiegenheits-
pflichten ist bei der Angabe des Vertragspartners eine Branchenbezeichnung anzu-
geben.

§ 3
Anzeige von Einkünften

(1) Bei Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 ist die Höhe der jeweiligen Einkünfte 
anzugeben, wenn sie im Jahr den Betrag von 6 000 Euro übersteigen.

(2) Bei Einkünften aus Gewerbebetrieb, aus selbstständiger Arbeit und aus Land- und 
Forstwirtschaft sind Einkünfte der Gewinn im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes.

(3) Bei Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 3 sind Einkünfte die 
ausgezahlten Anteile am Gesellschaftsgewinn.

(4) Bei nichtselbstständiger Arbeit im Rahmen eines Anstellungsverhältnisses mit 
regelmäßigen monatlichen Einkünften ist der jährliche Bruttoarbeitslohn zugrunde 
zu legen.

(5) Von der Anzeigepflicht ausgenommen sind Aufwandsentschädigungen für Tä-
tigkeiten als Mitglied in Gremien einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
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öffentlichen Rechts oder Aufwandsentschädigungen, die aufgrund des Mandats in 
Gebietskörperschaften gezahlt werden. Ein Mitglied des Landtages kann die Einkünfte 
aus Aufwandsentschädigungen freiwillig zur Veröffentlichung mitteilen.

§ 4
Besondere Anzeigepflicht

Zur Offenlegung möglicher Interessenverknüpfungen ist über die Anzeigepflicht nach 
§ 3 Abs. 2 und 3 hinaus mitzuteilen, wenn mit demselben Vertragspartner jährlich 
Einkünfte von mehr als 12 000 Euro erzielt werden. § 2 Abs. 8 gilt entsprechend.

§ 5
Anzeigefrist

(1) Tätigkeiten vor Übernahme des Mandats sowie Tätigkeiten und Verträge neben 
dem Mandat sind innerhalb von drei Monaten nach Annahme des Mandats gegen-
über dem Präsidenten schriftlich anzuzeigen. Treten Änderungen während der Mit-
gliedschaft im Landtag ein, sind diese innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der 
Änderungen dem Präsidenten schriftlich anzuzeigen.

(2) Einkünfte nach § 3 Abs. 2 und 3 sind zum Zeitpunkt der Abgabe der Steuererklä-
rung anzuzeigen.

(3) Regelmäßige monatliche Einkünfte nach § 3 Abs. 4 sind einmalig zu Beginn der 
Zahlung und bei Veränderungen entsprechend Absatz 1 Satz 2 anzuzeigen.

§ 6
Veröffentlichung

Der Präsident veröffentlicht folgende Angaben:

1. die Angaben nach § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 und 7 zu den Tätigkeiten,

2. die Angaben nach § 3 Abs. 1 und § 4 zu den Einkünften.

Die Angaben zu den Einkünften werden in der Form veröffentlicht, dass bezogen auf 
jeden Sachverhalt eine der folgenden sechs Stufen ausgewiesen wird:

1. Stufe 1: Einkünfte bis 6 000 Euro,
2. Stufe 2: Einkünfte bis 24 000 Euro,
3. Stufe 3: Einkünfte bis 50 000 Euro,
4. Stufe 4: Einkünfte bis 80 000 Euro,
5. Stufe 5: Einkünfte bis 120 000 Euro,
6. Stufe 6: Einkünfte über 120 000 Euro.
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§ 7
Spenden

(1) Ein Mitglied des Landtages hat über alle Spenden und über andere unentgeltliche 
Zuwendungen, die ihm für seine politische Tätigkeit zur Verfügung gestellt werden, 
gesondert Rechnung zu führen.

(2) Eine Spende, deren Wert in einem Kalenderjahr 5 000 Euro übersteigt, ist unter 
Angabe des Namens und der Anschrift des Spenders sowie der Gesamthöhe der 
Spende dem Präsidenten anzuzeigen.

(3) Für Spenden an ein Mitglied des Landtages gilt § 25 Abs. 1 und 3 des Parteien-
gesetzes entsprechend.

§ 8
Interessenverknüpfungen

Wirkt ein Mitglied des Landtages in einem Ausschuss an der Beratung oder Abstim-
mung über einen Gegenstand mit, an welchem es selbst oder ein anderer, für den 
es gegen Entgelt tätig ist, ein unmittelbares wirtschaftliches Interesse hat, so hat es 
diese Interessenverknüpfung zuvor im Ausschuss offenzulegen.

§ 9
Hinweise auf Mitgliedschaft im Landtag

Hinweise auf die Mitgliedschaft im Landtag in beruflichen oder geschäftlichen An-
gelegenheiten sind zu unterlassen.

§ 10
Rückfragen

In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Landtages verpflichtet, durch Rückfragen beim 
Präsidenten sich über die Auslegung dieser Ausführungsbestimmungen zu vergewis-
sern.
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§ 11
Verfahren

(1) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Mitglied des Landtages seine Pflichten 
nach den Verhaltensregeln verletzt hat, holt der Präsident zunächst dessen Stellung-
nahme ein und leitet eine Prüfung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht ein. Er kann 
von dem betroffenen Mitglied des Landtages ergänzende Auskünfte zur Erläuterung 
und Aufklärung des Sachverhalts verlangen und den Vorsitzenden der Fraktion, der 
dieses Mitglied des Landtages angehört, um Stellungnahme bitten.

(2) Ergibt sich nach der Überzeugung des Präsidenten, dass ein minder schwerer Fall 
oder leichte Fahrlässigkeit vorliegt, etwa eine Überschreitung von Anzeigefristen, wird 
das betreffende Mitglied des Landtages ermahnt. Ansonsten teilt der Präsident das 
Ergebnis der Überprüfung dem Ältestenrat mit. Der Ältestenrat stellt nach Anhörung 
des betroffenen Mitglieds des Landtages fest, ob ein Verstoß gegen die Verhaltens-
regeln vorliegt. Die Feststellung des Ältestenrates, dass ein Mitglied des Landtages 
seine Pflichten nach den Verhaltensregeln verletzt hat, wird unbeschadet weiterer 
Sanktionen nach § 45 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt als Drucksache ver-
öffentlicht. Die Feststellung, dass eine Verletzung nicht vorliegt, wird auf Wunsch des 
Mitglieds des Landtages veröffentlicht.

(3) Bestehen Anhaltspunkte für eine Pflichtverletzung gegen ein Mitglied des Ältes-
tenrates, nimmt das betroffene Mitglied des Landtages an Sitzungen im Rahmen 
dieses Verfahrens nicht teil. Anstelle eines betroffenen Fraktionsvorsitzenden wird 
sein Stellvertreter gemäß Absatz 1 angehört. Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass der 
Präsident seine Pflichten nach den Verhaltensregeln verletzt hat, hat ein Vizepräsident 
nach den Vorschriften der Absätze 1 und 2 zu verfahren.

(4) Der Präsident kann gegen das Mitglied des Landtages, das seine Anzeigepflicht 
verletzt hat, nach erneuter Anhörung ein Ordnungsgeld festsetzen. Die Höhe des 
Ordnungsgeldes bemisst sich nach der Schwere des Einzelfalles und nach dem Grad 
des Verschuldens. Es kann bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Entschädigung fest-
gesetzt werden. Der Präsident führt die Festsetzung aus. Auf Wunsch des betroffenen 
Mitglieds des Landtages kann eine Ratenzahlung vereinbart werden. § 30 Satz 3 und 4 
des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt gilt entsprechend.

(5) In Fällen des § 45 Abs. 3 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt leitet der 
Präsident nach Anhörung des betroffenen Mitglieds des Landtages eine Prüfung in 
tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht ein. Dabei ist bei der Prüfung auf Vorliegen 
einer angemessenen Gegenleistung im Sinne des § 45 Abs. 2 Satz 3 des Abgeord-
netengesetzes Sachsen-Anhalt auf die Verkehrsüblichkeit abzustellen; hilfsweise ist 
entscheidend, ob Leistung und Gegenleistung offensichtlich außer Verhältnis stehen. 
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Maßnahmen nach diesem Absatz setzen voraus, dass der Erhalt der Zuwendung oder 
des Vermögensvorteils nicht länger als drei Jahre zurückliegt. Der Präsident kann von 
dem Mitglied des Landtages ergänzende Auskünfte zur Erläuterung und Aufklärung 
des Sachverhalts verlangen und den Vorsitzenden der Fraktion, der dieses Mitglied 
des Landtages angehört, um Stellungnahme bitten. Ergibt sich nach der Überzeu-
gung des Präsidenten, dass eine unzulässige Zuwendung nach § 45 Abs. 2 des Ab-
geordnetengesetzes Sachsen-Anhalt vorliegt, teilt er das Ergebnis der Überprüfung 
dem Ältestenrat mit. Der Ältestenrat stellt nach Anhörung des betroffenen Mitglieds 
des Landtages fest, ob ein Verstoß gegen § 45 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes 
Sachsen-Anhalt vorliegt. Der Präsident macht den Anspruch gemäß § 45 Abs. 3 des 
Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt im Wege eines Verwaltungsaktes geltend. 
Die Feststellung, dass ein Mitglied des Landtages seine Pflichten nach dem Abge-
ordnetengesetz Sachsen-Anhalt verletzt hat, wird unbeschadet weiterer Sanktionen 
nach § 45 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt als Drucksache veröffentlicht. 
Die Feststellung, dass eine Verletzung nicht vorliegt, wird auf Wunsch des Mitglieds 
des Landtages veröffentlicht. Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 12
Vernichtung eingereichter Unterlagen

Die Unterlagen über Anzeigen gemäß den Verhaltensregeln, die ein Mitglied des Land-
tages eingereicht hat, werden nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Ausscheiden 
aus dem Landtag vernichtet, es sei denn, das ehemalige Mitglied des Landtages hat 
um Überlassung der Unterlagen gebeten.

§ 13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesen Verhaltensregeln gelten jeweils in 
weiblicher und männlicher Form.

*)Tritt am Tag des Zusammentritts des Landtages der neunten Wahlperiode in Kraft.
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ZKZ 2333 

Gesetz- uitd Verordnungsblatt 
für das Land Sachsen-Anhalt 
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'GVBI. LSA Nr. 11/2026, ausgegeben am 29.5.2026 

B eka n n t m a c h u n g  
des Betrages der monatlichen Entschädigung nach § 6 Abs. 1 

in Verbindung mit § 6 Abs. 4 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt. 

Vom 18. Mai 2026. 

Aufgrund des § 6 Abs. 4 Satz 4 des Abgeordnetengesetzes 
Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juni 2002 (GVBI. LSA S. 270), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des G�setzes vom 4. Mai 2026 (GVBI. LSA
S. 178, 179), wird bekannt gemacht:

Nach § 6 Abs. ·4 Satz 1 des Abgeordnetengesetzes
Sachsen-Anhalt ist die Höhe der monatlichen Entschädi­
gung für Abgeordnete des Landtages von Sachsen-Anhalt 
jährlich zum 1. Juli an die Entwicklung der Bruttoeinkom­
men von abhängig Beschäftigten in Sachsen-Anhalt an­
zupassen. Maßgeblich hierfür ist nach § 6 Abs. 4 Satz 2 

• M a g deburg, den 18. Mai 2026.

des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt der Nominal­
lohnindex für Sachsen-Anhalt. 

Das Statistische Landesamt Sachsen-Anhalt hat dem 
Präsidenten des Landtages von Sachsen-Anhalt mitgeteilt, 
dass sich der Nominallohnindex für Sachsen-Anhalt im 
Jahr 2025 im Vergleich zum Jahr 2024 im Jahresdurch­
schnitt um 4,6 Prozent erhöht hat. 

Ab l .  Juli 2026 beträgt die Höhe der monatlichen Ent­
schädigung nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 6 Abs. 4 
des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt 9 138,55 Euro. 

Der Präsident des Landtages 
von Sachsen-Anhalt 

Dr. S c h e l l e n  be r g e r  

236 
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GVBI. LSA Nr. 11/2026, ausgegeben am 29. 5. 2026 

Beka n n t m a c hu n g  
des Betrages der monatlichen Kostenpauschale nach § 8 Abs. 1 Satz 1 

in Verbindung mit § 8 Abs: 6 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt. 

Vom 18. Mai 2026. 

Aufgrund des§ 8Abs. 6 Satz 3 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juni 2002 (GVBI. LSA S. 270), zuletzt geändert durchArtikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2026 (GVBI. LSAS. 178, 179), wird bekannt gemacht:

Das Statistische Lande�amt Sachsen-Anhalt hat dem Präsidenten des Landtages von Sachsen-Anhalt mitgeteilt, dass sich der Verbraucherpreisindex (allgemeine Preisent­wicklung) in Sachsen-Anhalt im Jahr 2025 im Vergleich zum Jahr 2024 im Jahresdurchschnitt um 2,7 Prozent er­höht hat. Nach § 8 Abs. 6 Satz 1 des AbgeordnetengesetzesSachsen-Anhalt ist die Höhe der monatlichen Kostenpau­schale für Abgeordnete des Landtages von Sachsen-Anhalt jährlich zum 1. Juli an die allgemeine Preisentwicklung in Sachsen-Anhalt anzupassen. 

Ab 1. Juli 2026 beträgt die Höhe der monatlichen Kostenpauschale nach § 8 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 6 des Abgeordnetengesetzes Sachsen-Anhalt 2 372,27 Euro. 

Magdeburg, den 18. Mai 2026. 

Der Präsident des Landtages 
von Sachsen-Anhalt 

Dr. S c h e l l en b e r g e r  
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